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Allgemeine Verfügungen 

Ergänzungsbestimmungen des Landes Nordrhein-Westfalen 
zur Gerichtsvollzieherordnung und 

zur Geschäftsanweisung für Gerichtsvollzieher 

AV d. JM vom 9. November 2023 (2344 - Z. 129) 
- JMBl. NRW S. 961 - 

Die AV d. JM vom 27. August 2014 (2344 - Z. 129) - JMBl. NRW S. 245 -, die zuletzt durch die AV 
d. JM vom 21. Dezember 2022 (2344 - Z. 129) - JMBl. NRW S. 23 - geändert worden ist, wird wie
folgt geändert: 

Justizministerialblatt für das 
Land Nordrhein-Westfalen 
Düsseldorf, den 15. November 2023, Nr. 22 
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I. 
1. 
Ziffer 4 wird wie folgt neu gefasst: 
 
 
„4 
zu §§ 20, 21 GVO 
 
Ergibt sich, dass die Gerichtsvollzieherin oder der Gerichtsvollzieher die Durchführung einer Amts-
handlung in ihrem oder seinem Bezirk nicht beginnen kann (z. B. weil das Vollstreckungsgericht die 
Verwertung gepfändeter Sachen in einer Gemeinde angeordnet hat, die nicht im Bezirk der Gerichts-
vollzieherin oder des Gerichtsvollziehers liegt), ist sie oder er örtlich unzuständig. 
 
Stellt die Gerichtsvollzieherin oder der Gerichtsvollzieher im Fall der Zustellung von gerichtlichen 
Pfändungsbeschlüssen ihre oder seine Unzuständigkeit nach § 16 GVO fest, so kann eine Eintra-
gung in das Dienstregister unterbleiben.“ 
 
2. 
Nach den Worten „Ziffer 7 zu § 39 GVO“ wird folgende Nummer 7.0 eingefügt: 
 
„7.0 
Anstatt einer Sonderakte ist für jeden isolierten Zustellungsauftrag (Spalte 4a des Dienstregisters II) 
eine Kosten- und Zustellungsdokumentation (Vordruck GV 1 NRW) zu führen. Kosten- und Zustel-
lungsdokumentationen sind jahrgangsweise und nach der Folge der Dienstregisternummern geord-
net in Sammelakten aufzubewahren.“ 
 
3. 
Ziffer 7d wird wie folgt neu gefasst:  
 
 „7d 
zu § 47 GVO und § 49 GVO 
 
Abweichend von § 47 Abs. 1 GVO wird ein Dienstregister I nicht geführt. Vielmehr sind auch reine 
Zustellungsaufträge und Protestaufträge in das Dienstregister II (Vordruck GV 2 NRW) einzutragen.  
 
Abweichend von § 49 Abs. 1 GVO wird das Kassenbuch II nach dem Vordruck GV 4 NRW geführt. 
 
Die einzelnen Seiten des Kassenbuches sind in geeigneter Form zu heften. Die Gerichtsvollzieherin 
oder der Gerichtsvollzieher hat die Vollständigkeit der Kassenbücher durch Angabe der das Kas-
senbuch enthaltenen Seitenzahlen zu bescheinigen. Diese Bescheinigung ist zu unterschreiben. 
Eine Bindung der Kassenbücher mit Schnur und Siegel ist entbehrlich.“ 
 
4. 
Ziffer 8.12.3 Satz 1 wird wie folgt neu gefasst: 
 
„Nach der Gutbuchung ist in der Sonderakte respektive in der Kosten- und Zustellungsdokumenta-
tion die Kassenbuchnummer (§ 48 Abs. 5 GVO) und die Nummer der Sammelliste, und in Spalte 14 
des Kassenbuchs II die Nummer der Sammelliste zu vermerken.“  
 
 
II. 
Diese AV tritt am 1. Januar 2024 in Kraft. 
 
 
 
 



DR II ____ / ____      Ober-Gerichtsvollzieher/in __________________ 
Amtsgericht _______________________ 

 
Kosten- und Zustellungsdokumentation 

 
Eingang: ______________   Erledigungsdatum: ______________ 

 

Anzahl der eingegangenen Dokumente: __ x Papierform (§§ 193 Abs. 1 S. 1 Nr. 1, 193a Abs. 1 S. 1 Nr. 2) 

      elektr. Dokument (§§ 193 Abs. 1 S. 1 Nr. 2, 193a Abs. 1 S. 1 Nr. 1) 

 
In Sachen: ________________________________________________________________________ 
 
vertreten durch: ____________________________________________________________________ 
 
gegen: ___________________________________________________________________________ 
 
Alle Drittschuldner/in(nen): ___________________________________________________________ 
 
Zuzustellendes Schriftstück: __________________________________________________________ 
 
__ x persönliche Zustellung (§ 132 BGB); __ x Zustellung per Post (§ 193 ZPO); 
__ x § 840 ZPO (Erklärungspflicht DS); __ x elektronische Zustellung (§ 193a ZPO) 
 

 Persönliche Zustellung /  Zustellung per Post (ab) an ______________   elektr. Zustellung 
am _______________________ (  Zustellungsversuch ; erfolgreiche Zustellung) 
 

 Persönliche Zustellung /  Zustellung per Post (ab) an ______________   elektr. Zustellung 
am _______________________ (  Zustellungsversuch ; erfolgreiche Zustellung) 
 

 Persönliche Zustellung /  Zustellung per Post (ab) an ______________   elektr. Zustellung 
am _______________________ (  Zustellungsversuch ; erfolgreiche Zustellung) 
 

 Persönliche Zustellung /  Zustellung per Post (ab) an ______________   elektr. Zustellung 
am _______________________ (  Zustellungsversuch ; erfolgreiche Zustellung) 
 
Mitteilung an Gläubiger ab am ______________ 
 
Anzahl der gefertigten Kopien: ______________ 
Anzahl der gefertigten beglaubigten Abschriften: ____________ 
 
 
 
 
 
KB II ___________ (LS ____/20__) 
  
Kontoauszug __________________ 
 
(  PKH/VKH)  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
_________________________  ______________________________________________ 
Ort, Datum    Unterschrift Ober-Gerichtsvollzieher/in 

Kostenrechnung § 9 GvKostG EUR 
1. Zustellung KV 100   
2. Sonstige Zustellungen KV 101   
3. Nicht erledigte Zustellung KV 600   
4. Beglaubigung KV 102   

  5.     _______________________________________   A.
 G

eb
üh

re
n 

   
a) Abschr. d. zuzustellenden 
Schriftstücks   ( _____ S.) KV 700 

  

   

1. Doku-  
menten-
pausch.   

 
  

2. Wegegeld ( ________ km) KV 711   

3. Auslagenpauschale KV 716   

4. Entgelte für Zustellungen mit ZU KV 701   

B.
 A

us
la

ge
n 

5. ___________________________________ KV ___   

         Summe   

 Vorbehaltene Kosten vom _________________     (KR. Bl. __)   

          Insgesamt   
 

G
V 

1
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st
en

- u
nd

 Z
us

te
llu

ng
sd

ok
um

en
ta

tio
n 

N
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n



Amtsgericht  20 
   
Ober-Gerichtsvollzieher/in   

 
 
 

Dienstregister II (NRW) 
 
 Dieses Register enthält einschließlich des Titelblattes 

 
_____________(i. B.:__________________________ 
 
____________________________________) Blätter, 
die mit einer − amtlich angesiegelten − mit Trockenstem-
pel befestigten − Schnur durchzogen sind*). 
 
____________________, den ___________________ 

D. Geschäftsleiter/in des Amtsgerichts 
 
 

______________________________ 
(Unterschrift und Amtsbezeichnung) 

 
 
______________ 
*) Bei Büchern, die in einen festen Einband gebunden und beschnitten 
sind, sind die Worte von „die“ bis „sind“ zu streichen. 
 

 
Anleitung 

 
1. 1Jeder Auftrag (nicht jede einzelne von dem Auftrag umfasste Vollstreckungshandlung, z.B. Räumung, Pfändung, Abnahme 

der Vermögensauskunft, Zahlung etc.) erhält in Spalte 1 eine besondere Nummer. 2Der Auftrag ist ein Antrag der/des Gläu-
bigerin/Gläubigers bzw. Auftraggeberin/Auftraggebers an die/den Gerichtsvollzieher/in (GV’in/GV), eine oder mehrere Voll-
streckungshandlungen vorzunehmen. 3Er ist die verfahrenseinleitende Prozesshandlung, durch die die/der Gläubiger/in 
bzw. Auftraggeber/in gemäß § 753 ZPO Beginn, Art und Ausmaß des Vollstreckungszugriffs bestimmt. 4Auftrag ist auch ein 
Ersuchen eines Gerichts oder einer Behörde um Vollstreckungshandlungen nach anderen gesetzlichen Bestimmungen z.B. 
nach den §§ 88 bis 94 FamFG. 5Aufträge aufgrund mehrerer Schuldtitel (z. B. Urteil und Kostenfestsetzungsbeschluss in 
gleicher Sache) sind ebenfalls unter einer Nummer einzutragen. 6Ein gegen Gesamtschuldner/innen erteilter Auftrag ist 
unter einer Nummer einzutragen. 7Erteilen Gesamtgläubiger/innen, die ihren Anspruch aus demselben Titel herleiten, gleich-
zeitig den Auftrag, der/dem Schuldner/in die Vermögensauskunft abzunehmen, wird dieser Auftrag unter einer Nummer 
eingetragen. 8Innerhalb eines Auftrags beantragte Vollstreckungsmaßnahmen sind auch dann unter derselben laufenden 
Nummer einzutragen, wenn sie unter einer Bedingung beantragt werden. 9Ein Auftrag kann auch allein auf die Durchführung 
von Zustellungen gleich welcher Art gerichtet sein (z.B. Pfändungs- und Überweisungsbeschlüsse, vorläufige Zahlungsver-
bote usw.). 10Zustellungen, die innerhalb eines Vollstreckungs- oder sonstigen Auftrags zu veranlassen sind, werden mit 
diesem als ein Auftrag erfasst. 11Wird ein Auftrag büromäßig als erledigt angesehen (z. B. § 27 Abs. 4 GVO), später aber 
fortgesetzt, handelt es sich nicht um einen neuen Auftrag.  
  

2. Stellt die/der Gläubigerin/Gläubiger mit einem anderen Auftrag auf Vollstreckung zugleich einen Antrag nach § 845 Abs. 1 
Satz 2 ZPO, vermerkt ihn die/der GV’in/GV in dem DR II unter der DR-Nr. des anderen Vollstreckungsauftrages, sobald 
sie/er die Vorpfändungsbenachrichtigung zugestellt hat.  

  
3. Verhaftungsaufträge werden unter einer besonderen Nummer eingetragen.  

  
4. Aufträge zur Nachbesserung von Vermögensauskünften (§ 142 GVGA) sind nur dann als Auftrag neu einzutragen, wenn 

das nachzubessernde Vermögensverzeichnis nicht von der/dem örtlich zuständigen oder im Wege der Rechtshilfe ersuchten 
GV’in/GV errichtet wurde (z.B. vom Finanzamt o.a.).  
  

5. Soweit Behörden Aufträge erteilen, ist bei diesen in derselben Weise zu verfahren wie bei Aufträgen privater Gläubiger/in-
nen.  
  

6. In Spalte 2 sind Tag und Monat anzugeben, bei Übertragungen aus früheren Registern auch die Jahreszahl.  
 

7. In Spalte 3 ist zur Bezeichnung des Auftrags der Name der Parteien unter Voranstellung des Namens der den Auftrag 
gebenden Partei anzugeben. 

 



8. 1Aufträge, die ausschließlich auf Zustellungen (z.B. Pfändungs- und Überweisungsbeschlüsse, vorläufige Zahlungsverbote 
usw.) gerichtet sind, werden in Spalte 4a erfasst. 2Bewirkt der Gerichtsvollzieher nur die Zustellung einer Vorpfändungsbe-
nachrichtigung, ist diese in Spalte 4a einzutragen. 3Hat ihm dagegen ein Gläubiger den Auftrag erteilt, die Benachrichtigung 
mit der Aufforderung selbst anzufertigen, ist dieser Auftrag in der Spalte 4b einzutragen. 4Daneben werden alle sonstigen 
Aufträge (auch Protestaufträge) in Spalte 4b eingetragen. 5Zur Bezeichnung des Auftrags in Spalte 4a und b sind Abkürzun-
gen statthaft, z.B. H = Herausgabe, P = Pfändung, R = Räumung, Gt = gütliche Erledigung, Va = Vermögensauskunft, S = 
Siegelung, V = Versteigerung, Vh = Verhaftung, Vp = Vorpfändung, W = Wegnahme, Z = Zustellung, Pr = Protest.  
Beispiele einer Eintragung: Z, P. 

 
9. Die Anzahl der im laufenden Jahr eingegangenen Aufträge ist für die Spalte 4a und 4b jeweils fortlaufend aufzusummieren. 

 
10. 1Spalte 5 ist zur Aufnahme klarstellender oder in anderen Bestimmungen angeordneter Vermerke bestimmt. 2Es müssen 

vermerkt werden: Die Übertragung in ein anderes oder aus einem anderen Register, die Aktenübergabe oder -übernahme 
(sei es im Vertretungsfall, sei es bei örtlicher Unzuständigkeit (§ 20 Abs. 2 GVO) oder bei Zuschlagung eines Bezirks) an 
oder von einer/einem anderen GV’in/GV unter Angabe des Namens und der DR-Nummer, das Ruhen und die Fortsetzung 
eines Vollstreckungsauftrags (§§ 27, 28 GVO), die Weglegung der erledigten Sonderakten. 3Bei Übergaben an eine/einen 
anderen GV’in/GV ist zu vermerken, ob es sich um eine „Abgabe an eine/einen GV’in/GV innerhalb des Amtsgerichtsbezirks 
(statthafte Abkürzung: Ai)“ oder um eine „Abgabe an eine/einen GV’in/GV außerhalb des Gerichtsbezirks (statthafte Abkür-
zung: Aa)“ handelt. 4Wird die Sache nicht im Jahre ihrer Eintragung erledigt, ist neben dem Erledigungsvermerk in Spalte 5 
das Jahr der Erledigung anzugeben. 5Diese Eintragung ist bei der Vernichtung von Akten gemäß § 43 Abs. 2 GVO zu 
beachten.  
  

11. 1Das DR II wird am 31.12. jeden Jahres geschlossen. 2Hinter die letzte Eintragung ist folgender Abschlussvermerk zu setzen: 
 

„Mit Nr. __________ (Summe der Spalte 4a: ____; Summe der Spalte 4b: ____) für Neueintragungen geschlossen. 
 

_______________________, den ________________ 
 

___________________________________________ 
(Unterschrift und Amtsbezeichnung)“ 

  
12. 1Aufträge, die nach Ablauf der auf das Jahr der ersten Eintragung folgenden drei Kalenderjahre nicht endgültig erledigt sind, 

werden unter neuer Nummer in das Register des neuen Jahres übernommen. 2Sie werden den Neueingängen vorangestellt 
und in der Spalte 5 jeweils als „Übertrag“ vermerkt.  
  

13. 1Auf der Grundlage der gemäß Nr. 11 vermerkten Auftragsnummer wird die bereinigte Anzahl der in dem Jahr erteilten 
isolierten Zustellungsaufträge und sonstigen Aufträge ermittelt. 2Dazu ist jeweils die Zahl der sachlich nicht begründeten 
Mehrfacheintragungen abzuziehen, d.h. z.B. irrtümliche erneute Eintragungen bereits eingetragener Aufträge, irrtümlich 
(fehlerhafte Annahme der Zuständigkeit der/des GV’in/GV) von der Verteilungsstelle zugeteilte und anschließend von 
der/dem unzuständigen GV’in/GV unmittelbar an die/den zuständigen GV’in/GV abgegebene Aufträge, soweit sie von 
der/dem unzuständigen GV’in/GV zuvor in seinem Dienstregister erfasst wurden, oder lediglich aufgrund eines Wechsels 
der Gerichtsvollzieher-Software wiederholt registrierte Aufträge. 3Außerdem werden die in dem Jahr vorangegangenen Neu-
eintragungen abgezogen, bei denen in der Spalte 5 „Übertrag“ (vgl. Nr. 12) oder „Ai“ (vgl. Nr. 10) vermerkt worden ist. 4Die 
Berechnung ist unter Angabe der konkret abgezogenen Zahl der Aufträge und des Ergebnisses der Subtraktion im An-
schluss an den Abschlussvermerk zu dokumentieren:  
  
„1. Getrennte Feststellung der bereinigten Anzahl der isolierten Zustellungsaufträge (Spalte 4a) und der sonstigen Aufträge 
(Spalte 4b): 
 
Von der vorstehend vermerkten Summe der Spalte 4a ____ (z.B. 151) sind nach Satz 3 die Nummern bzw. 
von der vorstehend vermerkten Summe der Spalte 4b ____   sind nach Satz 3 die Nummern  
 
- _______ (z.B. Nr. 2 „Übertrag“)  
- _______ (z.B. Nr. 65 „Abgabe an Gerichtsvollzieher innerhalb des Amtsgerichtsbezirks“)  
d.h. ____ (Anzahl der Nummern; z.B. 2), abzuziehen, z.B. 151 minus 2 = 149. 
 
Zwischenergebnis der Subtraktion: ______ (z. B. 149). 
 
Davon sind nach Satz 2 (sachlich nicht begründete Mehrfacheintragungen) die Nummern 
- ________ (z.B. 26) 
- ________ (z.B. 59) 
- ________ (z.B. 115) 
d.h. ______ (Anzahl der Nummern; z.B. 3), abzuziehen,  
z.B. 149 minus 3 = 147. 
 
Bereinigte Anzahl der isolierten Zustellungsaufträge: ____ (z.B. 147). 

 
 
   

_______________________, den ______________ 
 

_________________________________________ 
(Unterschrift und Amtsbezeichnung)“ 



Name der Beteiligten/Parteien Durch 
das 
Jahr 

lfd. Nr. 

Tag 
des 
Ein-

gangs 
z.B. Auftragge-

ber/in, Gläubiger/in 

z.B. Zustellungs-
empfänger/in, 
Schuldner/in 

Isolierter 
Zustel-
lungs-
auftrag 

Bezeich-
nung sons-

tiger 
Auftrag 

Vermerke 

1 2 3a 3b 4a 4b 5 
       

       

       

       

       

       

       

       

       

       

       

       

       

       

       

       

       

       

       

       

       

       

       

       

Summe: 
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Aktenordnung 

für die Gerichte der Finanzgerichtsbarkeit 
(AktO-FG) 

 

AV d. JM vom 6. November 2023 (1454 - I. 398) 
- JMBl. NRW S. 967 - 

 
 

Die Aktenordnung für die Gerichte der Finanzgerichtsbarkeit (AktO-FG) wird in der neuen Fassung 
(Stand: 1. Januar 2024) zum 1. Januar 2024 in Kraft gesetzt. Gleichzeitig tritt die AV d. JM vom 6. 
November 2019 (1454 - I. 398) - JMBl. NRW 2019 S. 365 - außer Kraft. 
 
 
 
 

Festsetzung der aus der Staatskasse zu gewährenden Vergütung 
 

AV d. JM vom 30. Juni 2005 (5650 - Z. 20) 
- JMBl. NRW S. 181 - 

in der Fassung vom 10. November 2023 
- JMBl. NRW S. 967 - 

 
 
 
1. 
Die AV wird in Abschnitt I. wie folgt geändert:  
 
1.1  
Im Eingangssatz werden die Wörter „und für Verbraucherschutz“ gestrichen.  
 
1.2  
Abschnitt A wird wie folgt geändert:  
 
1.2.1 
In Nummer 1.1 Satz 1 wird das Wort „zweifach“ durch die Wörter „ohne Abschriften“ ersetzt.  
 
1.2.2 
In Nummer 1.2.1 Satz 2 werden die Wörter „und für Verbraucherschutz“ gestrichen.  
 
1.2.3 
In Nummer 1.3.2 werden die Wörter „Ein Exemplar der“ durch das Wort „Die“ ersetzt.  
 
1.2.4 
In Nummer 1.6 werden die Wörter „der Justizbeitreibungsordnung“ durch die Wörter „dem Justiz-
beitreibungsgesetz“ ersetzt. 
 
1.2.5 
In Nummer 2.1 Satz 1 wird die Angabe „(§ 55 Abs. 1 RVG)“ durch die Angabe „(§ 55 Abs. 1 Satz 1 
RVG)“ ersetzt.  
 
1.3 
Abschnitt B wird wie folgt geändert: 
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1.3.1 
Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 2 eingefügt:  
 
„2  
Der UdG hat die Auszahlung der Beratungshilfevergütung zum gerichtlichen Verfahren mitzuteilen, 
wenn aus dem Festsetzungsantrag ersichtlich ist, dass die Beratung in ein gerichtliches Verfahren 
übergegangen und das Aktenzeichen bekannt ist.“  
1.3.2 
Die bisherige Nummer 2 wird die Nummer 3.  
 
1.3.3 
In der neuen Nummer 3 Satz 1 wird die Angabe „(§ 59 Abs. 1, 3 RVG, § 9 BerHG)“ durch die An-
gabe „(§ 59 Abs. 1 und 3 RVG, § 9 BerHG)“ ersetzt. 
 
1.4 
Abschnitt II (Ergänzungsbestimmungen) wird wie folgt geändert:  
 
1.4.1 
Nummer 1 wird gestrichen.  
 
1.4.2 
Die bisherige Nummer 2 wird die Nummer 1.  
 
1.4.3 
Die Überschrift der neuen Nummer 1 erhält folgende Fassung:  
 
„Zu Teil I. A Nr. 1.2.1, Teil I. B, Teil I C:“ 
 
1.4.4 
Die bisherige Nummer 2a wird die Nummer 2.  
 
1.4.5 
Die Überschrift der neuen Nummer 2 erhält folgende Fassung:  
 
„Zu Teil I. A Nr. 1.2.3, Teil I. B, Teil I. C:“ 
 
1.4.6 
Die Überschrift zu Nummer 3 erhält folgende Fassung:  
 
„Zu Teil I. A Nr. 1.3, Teil I. B, Teil I. C:“ 
 
1.4.7 
Die Überschrift zu Nummer 4 erhält folgende Fassung:  
 
„Zu Teil I. A Nr. 1.4, Teil I. B, Teil I. C:“ 
 
2. 
Diese AV tritt am 1. Dezember 2023 in Kraft. 
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Bekanntmachungen 

Hauptrichterrat der ordentlichen Gerichtsbarkeit  
des Landes Nordrhein-Westfalen  

Bekanntmachung d. JM vom 3. November 2023 (2701 – Z. 1) 
- JMBl. NRW S. 969 - 

Der bisherige Vorsitzende, Direktor des Amtsgerichts Christian Friehoff, ist mit Ablauf des 31. Okto-
ber 2023 aus dem Hauptrichterrat der ordentlichen Gerichtsbarkeit ausgeschieden.  

Neuer Vorsitzender ist 

Richter am Amtsgericht als weiterer Aufsicht führender Richter 
Prof. Dr. Gerd Hamme 
Amtsgericht Essen. 

Als Nachfolger für Direktor des Amtsgerichts Christian Friehoff ist 

Richter am Amtsgericht  
Christian Tenhoven 
Amtsgericht Krefeld 

in den Hauptrichterrat als ordentliches Mitglied nachgerückt. 

neue Anschrift: 

Hauptrichterrat der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
Zweigertstraße 52  
45130 Essen  

Hauptstaatsanwaltsrat  
bei dem Ministerium der Justiz  

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Bekanntmachung d. JM vom 14. November 2023 (2701 – Z. 1) 
- JMBl. NRW S. 969 - 

Oberstaatsanwalt Bernhard Schubert, Staatsanwaltschaft Aachen, ist mit Ablauf des 31. Oktober 
2023 aus dem Hauptstaatsanwaltsrat ausgeschieden. 

Staatsanwalt Christian Seiffge, Staatsanwaltschaft Duisburg, ist als weiteres Mitglied nachgerückt. 
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Hauptpersonalrat Justizvollzug 
bei dem Ministerium der Justiz 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Bekanntmachung d. JM vom 14. November 2023 
(2700 - Z. 1) - JMBl. NRW S. 970 - 

Justizvollzugsamtsinspektor Detlef Plömacher, Justizvollzuganstalt Heinsberg, ist aus dem Haupt-
personalrat Justizvollzug bei dem Ministerium der Justiz des Landes Nordrhein-Westfalen ausge-
schieden. 

Als weiteres Mitglied ist Justizvollzugsamtsinspektor Heiner Thöne, Justizvollzugsanstalt Werl, 
nachgerückt. 

Hauptjugend- und Auszubildendenvertretung 
bei dem Ministerium der Justiz des Landes Nordrhein-Westfalen 

Bekanntmachung d. JM vom 9. November 2023 (2702 - Z. 9) 
- JMBl. NRW S. 970 - 

Justizbeschäftigte Katharina Verweij, Amtsgericht Essen, ist als 2. stellvertretende Vorsitzende aus 
der Hauptjugend- und Auszubildendenvertretung ausgeschieden. 

Justizsekretär (b) Wilhelm Tell, Amtsgericht Mettmann, ist als ordentliches Mitglied der Hauptjugend- 
und Auszubildendenvertretung nachgerückt und wurde zum 2. stellvertretenden Vorsitzenden ge-
wählt. 
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Richtlinien zur Förderung der Diversion im Jugendstrafverfahren 
(Diversionsrichtlinien) 

 
Gemeinsamer Runderlass des Ministeriums der Justiz, des Ministeriums des Innern,  

des Ministeriums für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration und 
des Ministeriums für Schule und Bildung  

 

Vom 25. September 2023 
 

- JMBl. NRW S. 971 - 
1 
Vorbemerkungen 
 
1.1 
Diversion  
 
Jugendkriminalität ist oft ein entwicklungsbedingtes, episodenhaftes Phänomen. Sie erfordert des-
halb eine differenzierte Betrachtung und eine staatliche Reaktion mit Augenmaß. Straffälligen Ju-
gendlichen sind zwar Grenzen aufzuzeigen, hierzu reichen jedoch häufig bereits die Entdeckung 
der Tat, die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens oder erzieherische Maßnahmen des sozialen 
Umfelds aus. Eine zusätzliche förmliche Sanktionierung durch ein jugendgerichtliches Urteil hat bei 
Kriminalität, die Ausdruck einer konfliktbeladenen Reifewerdung junger Menschen und als solche 
auf einen zumeist kurzen Lebensabschnitt beschränkt ist, regelmäßig keinen erzieherischen Mehr-
wert. Sie birgt vielmehr die Gefahr einer frühzeitigen Stigmatisierung Jugendlicher als „Straftäter“ 
mit nachteiligen Folgen für ihre weitere Persönlichkeitsentwicklung. Die Diversionsvorschriften der 
§§ 45, 47 des Jugendgerichtsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Dezember 
1974 (BGBl. I S. 3427), das zuletzt durch Artikel 21 des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 
2099) geändert worden ist, im Folgenden JGG, greifen dies auf. Sie ermöglichen eine schnelle, fle-
xible und erzieherisch angemessene Antwort auf strafrechtlich relevante Verfehlungen Jugendli-
cher und vermeiden eine belastende gerichtliche Hauptverhandlung und einen gerichtlichen Ur-
teilsspruch. 
 
Das Diversionsverfahren kann seine volle erzieherische Wirkung nur entfalten, wenn die beteiligten 
staatlichen Stellen eng und über den Einzelfall hinaus unter Berücksichtigung besonderer örtlicher 
Umstände zusammenarbeiten. Lokale Besonderheiten dürfen allerdings wegen des Grundsatzes 
der Rechtsgleichheit nicht dazu führen, dass eine regional sehr unterschiedliche Diversionspraxis 
entsteht. 
 
1.2 
Ziel und Adressaten der Richtlinien 
 
Die Leitlinien dieser Gemeinsamen Rundverfügung sollen eine landesweit gleichmäßige Handha-
bung der Diversion und zugleich ein effektives, aufeinander abgestimmtes Vorgehen von Staatsan-
waltschaft, Polizei und Jugendgerichtshilfe fördern.  
 
Sie wenden sich an Staatsanwaltschaft, Polizei, Jugendgerichtshilfe und, soweit betroffen, an die 
Schulen. Sie geben eine Anleitung für den Regelfall vor, von der wegen der Besonderheiten des 
Einzelfalles abgewichen werden kann. Für die Gerichte stellen sie lediglich Empfehlungen dar.  
 
1.3 
Heranwachsende 
 
Diese Richtlinien gelten für Heranwachsende im Sinne von § 1 Absatz 2 JGG entsprechend, wenn 
Jugendstrafrecht zur Anwendung kommt. Aus Gründen der Verständlichkeit wird lediglich der Be-
griff „Jugendliche“ verwandt, soweit nicht vereinzelt eine gesonderte Nennung Heranwachsender 
erforderlich ist. 
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1.4 
Verhältnis zu sonstigen Erlassen 
 
Es bleiben unberührt 
a) die bundeseinheitlichen Richtlinien zum Jugendgerichtsgesetz, in der Fassung der Allgemein-
verfügung des Ministeriums der Justiz vom 8. Juni 1994 (4214 - III A. l) - JMBl. NW S. 157 -,  
 
b) der Runderlass „Täter-Opfer-Ausgleich im Jugendstrafverfahren“ vom 14.3.1995 (MBl. NRW. S. 
558), 
 
c) der Runderlass „Vorläufige Richtlinien zur Anwendung des § 31 a Abs. l des Betäubungsmittel-
gesetzes vom 13. Mai 1994 (MBl. NRW. S. 618) und 
 
d) der Runderlass „Zusammenarbeit bei der Verhütung und Bekämpfung der Jugendkriminalität“ 
vom 19. November 2019 (MBl. NRW. S. 740). 
 
2 
Allgemeines 
 
2.1 
Anwendungsbereich der Diversionsvorschriften 
 
2.1.1 
Bei Vergehen Jugendlicher im Sinne von § 12 Absatz 2 des Strafgesetzbuches in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 13. November 1998 (BGBl. I S. 3322), das zuletzt durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 23. Juli 2023 (BGBl. I Nr. 203) geändert worden ist, im Folgenden StGB, leichter oder 
mittelschwerer Art ist stets und in jeder Lage des Verfahrens ein Absehen von der Strafverfolgung 
oder die Einstellung des Verfahrens nach den §§ 45 oder 47 JGG zu prüfen. Bei gleicher erzieheri-
scher Eignung ist das Diversionsverfahren einer förmlichen Entscheidung im Jugendstrafverfahren 
durch Urteil vorzuziehen. Bei der Prüfung sind in besonderem Maße die persönliche Entwicklung, 
die Lebensumstände, das Alter der oder des Jugendlichen, die Folgen der Tat, vorhandene oder 
eine zu erwartende Unrechtseinsicht und zudem zu berücksichtigen, ob die Tat Ausdruck jugendty-
pischen Fehlverhaltens ist. Ein gewichtiges Anzeichen für jugendtypisches Verhalten ist ein leicht-
sinniges, unbekümmertes, ziel- und planloses Handeln aus der Situation heraus, oft getragen von 
Geltungsbedürfnis oder Erlebnishunger.  
 
2.1.2 
Verbrechen im Sinne von § 12 Absatz 1 StGB und gewichtigere, nach allgemeinem Strafrecht mit 
einer erhöhten Mindeststrafe bewehrte Vergehen Jugendlicher erlauben eine Diversion regelmäßig 
nur, wenn die Tat nebst ihrer Folgen im Einzelfall weniger schwer wiegt und Ausdruck jugendtypi-
schen Fehlverhaltens ist.  
 
2.2 
Unschuldsvermutung und Verdachtsgrad 
 
Die Diversion darf nicht zu einer Einschränkung der Unschuldsvermutung führen. Eine Verfahrens-
einstellung nach den §§ 45, 47 JGG kommt daher nur bei hinreichendem Tatverdacht einer straf-
baren Handlung und bei Jugendlichen - mit Ausnahme von § 47 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 JGG - 
zudem bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 3 Satz 1 des Jugendgerichtsgesetzes in Be-
tracht. Liegen die Voraussetzungen eines Freispruchs vor, stimmt die Staatsanwaltschaft einer 
Einstellung nach § 47 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 JGG nicht zu. 
 
2.3 
Verhältnismäßigkeit 
 
Ein Vorgehen nach den §§ 45 und 47 JGG darf insgesamt nicht belastender wirken als ein förmli-
ches Jugendgerichtsverfahren und jugendgerichtliche Sanktionen durch Urteil. 
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2.4 
Beschleunigungsgrundsatz 
 
2.4.1 
Verfahren, in denen eine Diversion in Betracht kommt, sind beschleunigt zu führen. Es ist dadurch 
insbesondere sicherzustellen, dass erzieherische Maßnahmen in einem engen zeitlichen Zusam-
menhang zu der Tat erfolgen. 
 
2.4.2 
Wird der oder dem Jugendlichen ein Verbrechen vorgeworfen und kommt eine Diversion nach §§ 
45 Absatz 2 oder Absatz 3 JGG absehbar in Betracht, ist zur Verfahrensbeschleunigung sorgfältig 
zu prüfen, ob nach § 68a Absatz 1 Satz 2 JGG ausnahmsweise von der Bestellung einer Pflicht-
verteidigung abgesehen werden kann. 
 
2.5 
Wiederholungsfälle 
 
2.5.1 
Eine Diversion ist auch bei der wiederholten Begehung von Straftaten möglich. 
 
2.5.2 
Ist ein wegen früherer Straffälligkeit einer oder eines Jugendlichen geführtes Verfahren gemäß ei-
ner der Varianten der §§ 45 oder 47 JGG eingestellt worden, kommt bei einer neuerlichen straf-
rechtlichen Verfehlung ein Absehen von der Strafverfolgung auf der gleichen Sanktionsstufe von 
§§ 45 oder 47 JGG nur ausnahmsweise in Betracht. Eine solche Ausnahme liegt regelmäßig vor, 
wenn im Einzelfall dringende erzieherische Gründe gegen die Anwendung der nächsthören, ein-
griffsintensiveren Diversionsregelung der §§ 45 oder 47 JGG sprechen und die oder der Jugendli-
che  
a) in einem erheblichen zeitlichen Abstand zu der früheren Tat oder 
b) wegen eines Delikts, das im Hinblick auf das geschützte Rechtsgut oder die Art der Tatbege-
hung mit der vorangegangenen Straftat nicht vergleichbar ist, erneut strafrechtlich auffällig gewor-
den ist. 
 
2.5.3 
Jugendliche, die in einem anderen Verfahren freigesprochen worden sind, sind als erstmalig straf-
rechtlich auffällig im Sinne dieser Rundverfügung anzusehen. Gleiches gilt, wenn gegen eine Ju-
gendliche oder einen Jugendlichen in einem anderen Verfahren die Eröffnung des Hauptverfah-
rens, die Aufnahme von Ermittlungen abgelehnt oder die Ermittlungen nach § 170 Absatz 2 Satz 1 
der Strafprozessordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. April 1987 (BGBl. I S. 1074, 
1319), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 26. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 203) geändert 
worden ist, im Folgenden StPO, eingestellt worden sind. 
 
2.6 
Diversion und Absehen von der Strafverfolgung nach anderen Vorschriften 
 
2.6.1 
Verhältnis zu § 170 Absatz 2 Satz 1 StPO 
 
Entsprechend Nummer 2.2 Satz 2 schließt eine mögliche Einstellung nach § 170 Absatz 2 Satz 1 
StPO ein Absehen von der Strafverfolgung nach § 45 JGG aus. 
 
2.6.2 
Diversion und Privatklagedelikte 
 
Verneint die Staatsanwaltschaft bei Privatklagedelikten im Sinne von § 374 Absatz 1 StPO das öf-
fentliche Interesse an der Strafverfolgung gemäß § 376 StPO oder die Voraussetzungen von § 80 
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Absatz 1 Satz 2 JGG, stellt sie das Verfahren nach § 170 Absatz 1 Satz 1 StPO ein. Die Verwei-
sung auf den Privatklageweg ist gemäß 80 Absatz 1 Satz 1 JGG ausgeschlossen. Gleiches gilt in 
diesen Fällen für das Absehen von der Strafverfolgung nach § 45 JGG. 
 
2.6.3 
Verhältnis zu den §§ 153 und 153a StPO 
 
Die auf die besonderen Belange junger Straftäterinnen und Straftäter zugeschnittenen Diversions-
vorschriften der §§ 45, 47 JGG und ihre registerrechtlichen Folgeregelungen schließen die direkte 
Anwendung von §§ 153, 153a StPO aus. 
 
2.6.4 
Verhältnis zu den §§ 153b bis 154f der StPO 
 
Die Vorschriften der §§ 153b bis 154f der StPO sind neben den §§ 45 und 47 JGG anwendbar. Ei-
ner Verfahrenseinstellung und Verfolgungsbeschränkung nach den §§ 154 und 154a StPO ist aus 
Gründen der Prozessökonomie Vorrang einzuräumen, soweit dies unter Berücksichtigung des Er-
ziehungsgedankens sachgerecht erscheint. 
 
2.6.5 
Verhältnis zu § 31a und § 37 des Betäubungsmittelgesetzes  
 
2.6.5.1 
Die Diversionsvorschriften sind im Verhältnis zu § 31a des Betäubungsmittelgesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 1. März 1994 (BGBl. I S. 358), das zuletzt durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 26. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 204) geändert worden ist, regelmäßig vorrangig anzu-
wenden. Im Einzelfall kann hiervon abgesehen werden, wenn dies dem Erziehungsgedanken und 
einer frühzeitigen Drogenprävention nicht zuwiderläuft. 
 
2.6.5.2 
Liegen die Voraussetzungen von § 37 des Betäubungsmittelgesetzes in Verbindung mit § 38 Ab-
satz 2 des Betäubungsmittelgesetzes vor, schließt dies eine Einstellung des Verfahrens nach 
Diversionsvorschriften nicht aus. Hat das Gericht seine Zustimmung gemäß § 37 Absatz 1 Satz 1 
des Betäubungsmittelgesetzes in Verbindung mit § 38 Absatz 2 des Betäubungsmittelgesetzes 
verweigert, ist ein Rückgriff auf § 45 Absatz 1 oder 2 JGG nicht zulässig. 
 
2.7 
Diversion und selbständige Einziehung 
 
Die selbständige Einziehung inkriminierter Vermögenswerte gemäß § 76a Absatz 3 StGB und die 
Einleitung eines selbständigen Einziehungsverfahrens nach § 435 StPO sind durch die Staatsan-
waltschaft nach einer Einstellung des Verfahrens gemäß §§ 45, 47 JGG stets zu prüfen. Die Ge-
meinsame Verfügung der Generalstaatsanwältin und Generalstaatsanwälte des Landes zur Einzie-
hung von Taterträgen und des Wertes von Taterträgen aus Straftaten - Anwendungshinweise und 
vorläufige Leitlinien (Wertgrenzen) zur Ermessensausübung bei der Anwendung von §§ 421 Ab-
satz 3, 435 Absatz 1 Satz 2 StPO und der Vorschriften über vorläufige Sicherungsmaßnahmen (§§ 
111b, 111e StPO) - vom 23. Januar 2019 (4000 - 82 (GStA Düsseldorf, 4000a GStA 1. 90 (GStA 
Hamm, 4000 – 1. 36 (GStA Köln)) n.v. bleibt unberührt. 
 
2.8 
Diversion und Anspruch des Verletzten auf effektive Strafverfolgung  
 
2.8.1 
Es ist vor jeder Einstellung eines Verfahrens nach den Diversionsvorschriften, insbesondere nach 
§ 45 Absatz 1 JGG, in den Blick zu nehmen, ob von Verfassungs wegen ein subjektiver Anspruch 
des Verletzten im Sinne von§ 373b der StPO auf eine effektive Strafverfolgung besteht, der auch 
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unter besonderer Berücksichtigung des Erziehungsgedankens einer Einstellung des Verfahrens im 
Einzelfall entgegenstehen könnte. Dies ist besonders eingehend zu prüfen, wenn naheliegt, dass 
der Einzelne nicht in der Lage ist, erhebliche Straftaten gegen seine höchstpersönlichen Rechtsgü-
ter Leben, körperliche Unversehrtheit, sexuelle Selbstbestimmung und Freiheit der Person abzu-
wehren, oder der Vorwurf im Raum steht, dass Amtsträger bei der Wahrnehmung hoheitlicher Auf-
gaben Straftaten begangen haben. Gleiches gilt, wenn Anhaltspunkte dafür bestehen, dass sich 
Verletzte möglicher Straftaten in einem besonderen Gewaltverhältnis zum Staat befanden oder 
diesem eine besondere Fürsorge- oder Obhutspflicht gegenüber dem Verletzten oblag. 
 
2.8.2 
Soll in den Fällen der Nummer 2.8.1 Satz 2 von der weiteren Verfolgung nach § 45 JGG abgese-
hen werden, ist dies nur zulässig, wenn zuvor der Sachverhalt unter Ausnutzung der zur Verfü-
gung stehenden Mittel und nach Maßgabe eines angemessenen Ressourceneinsatzes erschöp-
fend ermittelt ist und die Beweismittel gesichert sind. Der Ermittlungsverlauf ist detailliert und voll-
ständig zu dokumentieren und die Einstellungsentscheidung nachvollziehbar zu begründen. Bei 
Personenschäden sind für die Feststellung ihres Ausmaßes Ermittlungen auch zu den mittelbaren 
Tatfolgen im Einzelfall vorzunehmen.  
 
3 
Anwendungsgrundsätze 
 
Unter Beachtung der allgemeinen Hinweise nach Nummer 1 und 2 dieser Rundverfügung wendet 
die Staatsanwaltschaft die Diversionsvorschriften im Einzelnen nach den Maßgaben der Nummern 
3.1 bis 3.4.2 an. 
 
3.1 
Subsidiarität 
 
Liegt der hinreichende Tatverdacht einer Straftat vor, prüft die Staatsanwaltschaft vor Erhebung 
der öffentlichen Klage oder vor einem Antrag auf Durchführung des vereinfachten Jugendverfah-
rens gemäß § 76 JGG zunächst eine Einstellung nach § 45 des JGG in folgender Stufenfolge: 
a) Diversion nach § 45 Absatz 1 JGG, 
 
b) Diversion gemäß § 45 Absatz 2 JGG unter Berücksichtigung bereits anderweitig erfolgter oder 
eingeleiteter erzieherischer Maßnahmen, 
 
c) Diversion nach § 45 Absatz 2 JGG nach einer auf Anregung der Staatsanwaltschaft eingeleite-
ten oder durchgeführten erzieherischen Maßnahme oder  
 
d) Diversion gemäß § 45 Absatz 3 JGG. 
 
3.2 
Absehen von der Verfolgung nach § 45 Absatz 1 JGG 
 
3.2.1 
Ein Absehen von der Verfolgung nach § 45 Absatz 1 JGG kommt im Regelfall nur in Betracht, 
wenn  
a) der oder die Jugendliche erstmalig strafrechtlich auffällig geworden ist und 
b) die Tat Ausdruck jugendtypischen Fehlverhaltens ist und sie über ihre Entdeckung und die Ein-
leitung eines Ermittlungsverfahrens hinaus keine anderweitige erzieherische Maßnahme erfordert.  
Eine anderweitige erzieherische Maßnahme ist insbesondere nicht erforderlich, wenn die oder der 
Jugendliche Unrechtseinsicht zeigt oder ihr oder sein Verhalten glaubhaft bedauert oder die Tat 
lange zurückliegt und die oder der Jugendliche in der Zwischenzeit keine Straftaten begangen hat. 
Liegen Anzeichen für eine Gefährdung der Entwicklung der oder des Jugendlichen, wie etwa Alko-
hol- und Drogenmissbrauch, erhöhtes Aggressionspotential oder Besitz von Waffen, vor, soll von 
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einer Einstellung des Ermittlungsverfahrens nach § 45 Absatz 1 JGG regelmäßig abgesehen wer-
den. 
 
3.2.2 
Bei Prüfung der geringen Schuld und des fehlenden öffentlichen Interesses im Sinne von § 45 Ab-
satz 1 JGG in Verbindung mit § 153 Absatz 1 StPO ist Nummer III, 3.1 bis 3.7 der Rundverfügung 
des Ministeriums der Justiz zur Einstellung von Ermittlungsverfahren gegen Erwachsene nach § 
153 Absatz 1, § 153a Absatz 1, § 376 StPO und Zustimmung der Staatsanwaltschaft nach § 153 
Absatz 2, § 153a Absatz 2 StPO vom 23. Juli 2021 (4100 - III.133) n.v. - Anlage - unter Vorrang 
erzieherischer Erwägungen des Einzelfalls zu beachten. 
 
3.2.3 
Bei Jugendlichen, die erstmalig strafrechtlich in Erscheinung getreten sind, allerdings zwei oder 
weniger Jahre vor Erreichen der Strafmündigkeit als Kind mit hinreichender Wahrscheinlichkeit 
vorsätzlich und rechtswidrig den objektiven Tatbestand eines Vergehens im Sinne von § 12 Absatz 
2 StGB mehrfach oder einmalig ein Verbrechen im Sinne von § 12 Absatz 1 StGB verwirklicht ha-
ben, ist eine Verfahrensbeendigung gemäß § 45 Absatz 1 JGG unter erzieherischen Gesichts-
punkten besonders sorgfältig zu prüfen.  
 
3.2.4 
Ist eine erzieherische Maßnahme bereits eingeleitet oder durchgeführt worden, die nach Einschät-
zung der Staatsanwaltschaft nicht notwendig ist oder war, ist von der Verfolgung nach § 45 Absatz 
1 JGG abzusehen. 
 
3.3 
Absehen von der Verfolgung nach § 45 Absatz 2 JGG  
 
3.3.1 
Allgemeines 
 
Bei der Anwendung von § 45 Absatz 2 JGG ist zu beachten, dass  
a) erzieherische Maßnahmen, insbesondere dann, wenn sie unmittelbar nach der Tat im sozialen 
Umfeld der oder des Jugendlichen ergriffen worden sind, geeignet sein müssen, die Unrechtsein-
sicht und Verantwortungsbereitschaft der oder des Jugendlichen zu fördern und sie oder ihn künf-
tig zu normgemäßen Verhalten zu veranlassen und  
 
b) das Erfordernis der Einschaltung des Jugendgerichts wegen einer besonderen Erziehungsbe-
dürftigkeit der oder des Jugendlichen oder der Schwere der Tat und ihrer Folgen, gerade gemäß § 
45 Absatz 3 JGG, nicht unterlaufen werden darf. 
 
3.3.2 
Anderweitige erzieherische Maßnahmen 
 
Als anderweitige erzieherische Maßnahmen kommen vorrangig angemessene Reaktionen in Be-
tracht, die von Erziehungsberechtigten oder gesetzlichen Vertreterinnen oder Vertretern getroffen 
worden oder sicher zu erwarten sind. Weiter zählen hierzu neben dem in § 45 Absatz 2 Satz 2 
JGG genannten Täter-Opfer-Ausgleich alle Initiativen, die zur pädagogischen Einwirkung auf die 
Jugendliche oder den Jugendlichen von öffentlicher Seite oder im Ausbildungsverhältnis ergriffen 
werden. Insbesondere Maßnahmen  
a) der Schule, wie etwa Schulverweis, vorübergehender Ausschluss vom Unterricht, Ausschluss 
von Klassenreisen oder Thematisierung des Vorfalls im Unterricht, 

 
b) der Ausbilderin oder des Ausbilders, 
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c) von Strafjustiz und Polizei, wie etwa Vollzug von Untersuchungshaft, vorläufige Festnahme, das 
Aufsuchen des oder der Jugendlichen bei den Erziehungsberechtigten oder gesetzlichen Vertrete-
rinnen oder Vertretern, die verantwortliche Vernehmung nebst einem normverdeutlichenden Ge-
spräch, oder 
 
d) der Jugend- oder bei Heranwachsenden der Hilfe für junge Volljährige. 
 
3.3.3 
Erzieherische Maßnahmen auf Initiative der Staatsanwaltschaft 
 
3.3.3.1 
Kommt ein Absehen von der Verfolgung nach § 45 Absatz 2 JGG in Betracht, ist aber noch keine 
anderweitige erzieherische Reaktion erfolgt, prüft die Staatsanwaltschaft, ob sie die Voraussetzung 
für die Einstellung des Verfahrens selbst herbeiführt oder gegenüber den Erziehungsberechtigten 
oder gesetzlichen Vertreterinnen oder Vertretern, der Jugendgerichtshilfe oder der Schule die 
Durchführung bestimmter erzieherischer Maßnahmen vorschlägt. 
 
3.3.3.2 
Dabei beachtet sie, dass  
a) die Teilnahme der oder des Jugendlichen an erzieherischen Maßnahmen freiwillig ist und 
 
b) die Anregung oder Durchführung einer Maßnahme unterbleiben, wenn der oder die Jugendliche, 
die Erziehungsberechtigten oder gesetzlichen Vertreterinnen oder Vertreter oder die Verteidigung 
widersprechen und 
 
c) die angebotenen Erziehungsmaßnahmen nicht über die in § 45 Absatz 3 JGG genannten Maß-
nahmen hinausgehen dürfen. 
 
3.3.3.3 
Als erzieherische Maßnahme kann die Staatsanwaltschaft, gegebenenfalls unter Einbeziehung an-
derer Stellen, ein erzieherisches Gespräch mit der oder dem Jugendlichen führen. Die Staatsan-
waltschaft beachtet zudem die gesetzlichen Unterrichtungs- und Anwesenheitsrechte der Erzie-
hungsberechtigten oder gesetzlichen Vertreterinnen oder Vertretern, insbesondere aus § 67a JGG, 
oder der Verteidigung. Ein erzieherisches Gespräch ist im Übrigen nur statthaft, wenn 
a) bei dem oder der Jugendlichen Unrechtseinsicht - auch hinsichtlich der Folgen der Tat - und 
Verantwortungsbereitschaft vorhanden sind oder diese zumindest mit hinreichender Wahrschein-
lichkeit im Verlaufe des Gesprächs geweckt und 
 
b) erzieherische Maßnahmen absehbar vereinbart werden können. 
 
3.3.3.4 
Schlägt die Staatsanwaltschaft die Durchführung und Überwachung erzieherischer Maßnahmen 
durch die Jugendgerichtshilfe oder die Schule vor, entscheiden diese hierüber in eigener fachlicher 
Kompetenz. Fachliche Bedenken gegen die vorgeschlagenen Maßnahmen teilen sie der Staatsan-
waltschaft unverzüglich mit. Halten die Jugendgerichtshilfe oder die Schule stattdessen andere 
Maßnahmen für angezeigt, regen sie diese zugleich gegenüber der Staatsanwaltschaft an. 
 
3.3.4 
„Gelbe Karte“-Termine 
 
3.3.4.1 
Bei einem „Gelbe Karte“-Termin handelt es sich um eine erzieherische Maßnahme im Sinne von § 
45 Absatz 2 JGG. Die hierzu in Nummer 3.3.1 bis 3.3.3 niedergelegten Leitlinien sind zu beachten. 
Darüber hinaus kommen „Gelbe Karte“-Termine nur bei gewichtigeren Fällen von Jugendkriminali-
tät in Betracht, die sich im Grenzbereich zwischen Diversion und Anklage bewegen oder ein Ge-
fährdungspotential bei der oder dem Jugendlichen erkennen lassen. Sie sind ausgeschlossen, 
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wenn nach Aktenlage ohne weiteres von der Verfolgung gemäß § 45 Absatz 1 JGG abzusehen o-
der die Beteiligung des Jugendgerichts, vorrangig nach § 45 Absatz 3 JGG, erforderlich ist. 
 
3.3.4.2 
Die Staatsanwaltschaft legt zügig - gegebenenfalls auf Anregung der Polizei - unter Beteiligung der 
Jugendgerichtshilfe nach Einleitung der Ermittlungen die Verfahren fest, die sich unter den Voraus-
setzungen von Nummer 3.3.4.1 für einen „Gelbe Karte“-Termin eignen. Die oder der Jugendliche 
ist sodann zeitnah durch die Polizei verantwortlich zu vernehmen und von der Jugendgerichtshilfe 
anzuhören. Die dabei anwesende Staatsanwaltschaft entscheidet kurzfristig im Anschluss, ob er-
zieherische Maßnahmen anzubieten und welcher Art diese sind. 
 
3.4 
Absehen von der Verfolgung nach § 45 Absatz 3 JGG 
 
3.4.1 
Ist mit Blick auf die Schwere der Tat und das in ihr zum Ausdruck kommende Erziehungsdefizit der 
oder des Jugendlichen die Einschaltung des Jugendgerichts geboten, prüft die Staatsanwaltschaft 
im Rahmen der Stufenfolge von Nummer 3.1 dieser Rundverfügung vorrangig ein Vorgehen nach 
§ 45 Absatz 3 JGG. Sie beachtet dabei, dass eine Diversion nach § 45 Absatz 3 JGG im Vergleich 
zur Erhebung der öffentlichen Klage oder zur Durchführung des vereinfachten Jugendverfahrens 
im Regelfall besser geeignet ist, den oder die Jugendliche im gerichtlichen Anhörungstermin unmit-
telbar erzieherisch zu erreichen, ohne ihn oder sie zugleich mit einem zumeist zeitlich länger an-
dauernden förmlichen Jugendstrafverfahren zu belasten.  
 
3.4.2 
Entspricht das Jugendgericht dem staatsanwaltschaftlichen Antrag auf Durchführung einer Diver-
sion nach § 45 Absatz 3 JGG nicht, prüft die Staatsanwaltschaft vor einer Anklageerhebung zu-
nächst eine Antragstellung im vereinfachten Jugendverfahren. 
 
3.5 
Einstellung des Verfahrens gemäß § 47 JGG  
 
Die Erhebung der öffentlichen Klage hindert die Staatsanwaltschaft nicht daran, im weiteren Ver-
lauf des Verfahrens eine Einstellung des Verfahrens nach § 47 JGG anzuregen oder einer solchen 
Einstellung zuzustimmen. Die in dieser Rundverfügung für die Anwendung von § 45 JGG nieder-
gelegten Hinweise gelten dabei sinngemäß. 
 
4 
Beteiligte, ressortübergreifende Zusammenarbeit und Verfahren 
 
4.1 
Entscheidungskompetenz 
 
Über eine Verfahrensbeendigung durch Diversion entscheiden Staatsanwaltschaft und nach Erhe-
bung der öffentlichen Klage das Gericht mit Zustimmung der Staatsanwaltschaft. Polizei und Ju-
gendgerichtshilfe können Empfehlungen aussprechen. Die Staatsanwaltschaft bezieht in ihre Ent-
scheidung Anregungen der Polizei und der Jugendgerichtshilfe ein. Sie berücksichtigt dabei die 
besondere Fachlichkeit und Sachnähe dieser Beteiligten. 
 
4.2 
Vertrauensvolle und verfahrensübergreifende Zusammenarbeit  
 
4.2.1 
Staatsanwaltschaft, Polizei, Jugendgerichtshilfe und, soweit betroffen, die Schulen arbeiten im 
Rahmen ihrer Aufgaben und Befugnisse vertrauensvoll unter besonderer Berücksichtigung der 
Leitlinien des unter Nummer 1.4 Buchstabe d genannten Erlasses zusammen. Gemeinsames Ziel 
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ist eine zeitnahe und erzieherisch wie rechtlich angemessene Reaktion auf strafrechtliche Verfeh-
lungen Jugendlicher sowie die Verhinderung von weiteren Straftaten, die der Entwicklung der oder 
des Jugendlichen zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit entge-
genstehen könnten.  
 
4.2.2 
Zur Förderung der Zusammenarbeit sind in regelmäßigen Abständen, mindestens einmal jährlich, 
fallübergreifende Besprechungen zwischen der örtlich zuständigen Staatsanwaltschaft, der Polizei 
und der Jugendgerichtshilfe bei den örtlichen Jugendämtern durchzuführen. Die Staatsanwalt-
schaft lädt in Absprache mit der Polizei zu diesen Dienstbesprechungen ein. Den Jugendrichterin-
nen und Jugendrichtern der örtlichen Jugendgerichte und den Angehörigen des ambulanten Sozia-
len Dienstes der Justiz soll die Teilnahme an den Dienstbesprechungen ermöglich werden. In den 
Besprechungen legen die Beteiligten unter anderem besondere örtliche Verfahrensweisen, Kom-
munikationswege und Ansprechpersonen fest. 
 
Ziele der Besprechungen sind  
a) die Förderung des Verständnisses der jeweiligen Rolle und Befugnisse, 
 
b) die Optimierung der Arbeitsabläufe, 
 
c) die Vertiefung der Kenntnisse über aktuelle Entwicklungen im Bereich des Jugendstrafrechts 
und des Jugendhilferechts, 
 
d) der Austausch über Hintergründe und Erscheinungsformen örtlicher Jugendkriminalität und 
 
e) die Fortentwicklung der Diversionspraktiken unter Berücksichtigung spezieller örtlicher Gege-
benheiten.  
 
4.3 
Beteiligtenspezifische Verfahrensregelungen 
 
4.3.1 
Staatsanwaltschaft 
 
4.3.1.1 
Begründungspflicht bei Absehen von einer Diversion 
 
Will die Staatsanwaltschaft einen Antrag nach § 76 JGG stellen oder die öffentliche Klage erheben, 
ist in den Akten in einem der Bedeutung der Sache angemessenen Umfang zu vermerken, wes-
halb nicht zumindest gemäß § 45 Absatz 3 JGG von der Verfolgung abgesehen worden ist.  
 
4.3.1.2 
Zeitpunkt der Einstellungsentscheidung bei längerfristigen Maßnahmen 
 
Hält die Staatsanwaltschaft in den Fällen des § 45 Absatz 2 des Jugendgerichtgesetzes die Durch-
führung einer (weiteren) erzieherischen Maßnahme im Sinne des § 45 Absatz 2 des JGGes für er-
forderlich, sieht sie bei längerfristig angelegten erzieherischen Maßnahmen bereits bei deren Be-
ginn von der Verfolgung ab. Stellt sich später heraus, dass die Maßnahme abgebrochen wurde o-
der sonst nicht abgeschlossen werden wird und ist bis zu diesem Zeitpunkt kein nennenswerter 
erzieherischer Erfolg eingetreten, nimmt sie das Verfahren wieder auf. 
 
4.3.1.3 
Einstellungsnachricht  
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4.3.1.3.1 
Die Benachrichtigung der oder des Jugendlichen über das Absehen von der Strafverfolgung nach 
§ 45 JGG ergeht in der Regel formlos (Nummer 91 der Richtlinien für das Straf- und Bußgeldver-
fahren Richtlinien für das Strafverfahren und das Bußgeldverfahren in der Fassung der Allgemein-
verfügung des Ministeriums der Justiz vom 22. Dezember 2022 (4208 - III. 7) - JMBl. NRW 2023 
Nr. 1 S.124). Sie verdeutlicht in erzieherisch geeigneter Weise der oder dem Jugendlichen ihr oder 
sein Fehlverhalten und ihre oder seine Verantwortlichkeit. Sie enthält in den Fällen des § 45 Ab-
satz 1 JGG den Hinweis, dass bei erneuter Straffälligkeit eine folgenlose Einstellung regelmäßig 
nicht mehr in Betracht kommt. In den Fällen des § 45 Absatz 2 des JGG wird die oder der Jugend-
liche darauf aufmerksam gemacht, dass sie oder er bei künftigen Verstößen mit einer jugendge-
richtlichen Sanktion rechnen muss. 
 
4.3.1.3.2 
Die oder der Jugendliche ist zudem darauf hinzuweisen, dass die Einstellung nach § 45 des JGG 
in das Erziehungsregister beim Bundeszentralregister eingetragen wird, damit sie im Fall einer wei-
teren Straftat in einem folgenden Verfahren berücksichtigt werden kann. 
 
4.3.1.3.3 
Bei Jugendlichen beachtet die Staatsanwaltschaft die in § 67a JGG und Nummer 34 der Anord-
nung über Mitteilungen in Strafsachen in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Juli 2022 
(BAnz AT 20.07.2022 B1), im Folgenden MiStra, nebst Ausnahmefällen geregelte Pflicht, die Er-
ziehungsberechtigten, gesetzlichen Vertreterinnen oder Vertretern der oder des Jugendlichen oder 
Verfahrenspflegschaften über die Einstellung des Verfahrens zu unterrichten. Hat die Staatsan-
waltschaft der oder dem Jugendlichen in Anwesenheit der Erziehungsberechtigten oder gesetzli-
chen Vertreterinnen oder Vertreter die Entscheidung in einem Erziehungsgespräch eröffnet, kann 
sie von einer Bekanntgabe ihrer Entscheidung absehen. 
 
4.3.1.4 
Mitteilungen 
 
Die Staatsanwaltschaft beachtet die sich aus dem Gesetz und der MiStra ergebenden Mitteilungs-
pflichten, insbesondere Nummer 31 bis 34 MiStra (Betreuungs- und Familiengericht, Jugendge-
richtshilfe, Schule und andere Prozessbeteiligte).  
Bei Mitteilungen zum Schutze von Kindern und Jugendlichen nach Nummer 35 MiStra darf die Mit-
teilung an die zuständige öffentliche Stelle nicht bis zum Abschluss des Diversionsverfahrens ver-
zögert werden. Sie hat unverzüglich nach Bekanntwerden der Gefährdungstatsachen zu erfolgen. 
 
4.3.1.5 
Einbindung der Jugendgerichtshilfe durch die Staatsanwaltschaft 
 
4.3.1.5.1 
Im Sinne einer vertrauensvollen Zusammenarbeit übt die Staatsanwaltschaft - auch bei Straftaten 
Heranwachsender - gegenüber der zuständigen Jugendgerichtshilfe ihr Ermessen gemäß § 38 Ab-
satz 7 JGG frühzeitig aus. Ein Verzicht ist von der Staatsanwaltschaft regelmäßig zu erklären, 
wenn sie ein Absehen von der Verfolgung nach § 45 Absatz 1 JGG beabsichtigt und sich alle für 
die Entscheidung erheblichen Umstände offensichtlich aus den Akten ergeben oder der Staatsan-
waltschaft auf andere Weise bekannt sind.  
 
4.3.1.5.2 
Ist die Jugendgerichtshilfe über die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens noch nicht durch die 
Polizei unterrichtet worden, räumt die Staatsanwaltschaft vor dem Absehen von der Verfolgung 
nach § 45 Absatz 2 JGG der Jugendgerichtshilfe eine fristgebundene Gelegenheit zur Stellung-
nahme ein. Gibt die Jugendgerichtshilfe innerhalb der gesetzten Frist eine Stellungnahme nicht ab, 
ist davon auszugehen, dass ein Absehen von der Verfolgung ohne weitere Maßnahmen für unbe-
denklich gehalten wird. 
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4.3.1.5.3 
Nach Durchführung einer erzieherischen Maßnahme nach § 45 Absatz 2 JGG berücksichtigt die 
Staatsanwaltschaft vor der förmlichen Einstellung des Verfahrens von der Jugendgerichtshilfe ge-
gebenenfalls zwischenzeitlich mitgeteilte Bedenken. 
 
4.3.1.5.4 
Die Staatsanwaltschaft hört die Jugendgerichtshilfe an, wenn sie die Zustimmung zu einer richterli-
chen Einstellung nach § 47 JGG in der Hauptverhandlung zu verweigern beabsichtigt und die Stel-
lungnahme der Jugendgerichtshilfe noch nicht vorliegt. 
 
4.3.2 
Polizei  
 
4.3.2.1 
Beschränkte Befugnisse der Polizei 
 
Die Polizei ist nicht befugt, der oder dem Jugendlichen Zusagen im Hinblick auf eine Einstellung 
des Verfahrens nach Diversionsgrundsätzen zu machen oder von sich aus erzieherische Maßnah-
men unmittelbar aufzugeben. Nummer 4.3.2.7.3 ist zu beachten. 
 
4.3.2.2 
Frühzeitige Prüfung der Voraussetzung der Diversion 
 
Die Polizei prüft nach Maßgabe von Nummer 2 und 3 möglichst frühzeitig, ob die Voraussetzungen 
für eine Diversion vorliegen. In Zweifelsfällen nimmt sie umgehend Kontakt mit der zuständigen 
Staatsanwaltschaft auf.  
 
4.3.2.3 
Unterrichtung der Jugendgerichtshilfe 
 
Die Polizei informiert die Jugendgerichtshilfe frühzeitig, jedoch spätestens zum Zeitpunkt der La-
dung der oder des Jugendlichen zur ersten Vernehmung nach § 70 Absatz 2 Satz 1 JGG über die 
Einleitung des Ermittlungsverfahrens. Die Mitteilung enthält den Personalbogen und den voraus-
sichtlichen Vernehmungstermin. Ist die erste verantwortliche Vernehmung ohne vorherige Ladung 
erfolgt, muss die Unterrichtung unverzüglich nach der Vernehmung erfolgen. Ob und welche 
darüberhinausgehenden Informationen der Jugendgerichtshilfe erteilt werden, entscheidet die 
Staatsanwaltschaft im Einzelfall. 
 
4.3.2.4 
Vorlage an die Staatsanwaltschaft und Schlussbericht 
 
4.3.2.4.1 
Nach Abschluss ihrer Ermittlungen legt die Polizei der Staatsanwaltschaft die Akten zur Entschei-
dung vor. Den Akten sind der Eindrucksvermerk nach Beschuldigtenvernehmung des Jugendli-
chen und gegebenenfalls ein Schlussbericht beizufügen. Auf Anordnung der Staatsanwaltschaft 
übermittelt die Polizei der Jugendgerichtshilfe neben dem Personalbogen, die Verschriftung oder 
Aufzeichnung der Beschuldigtenvernehmung, gegebenenfalls den Eindrucksvermerk über das Er-
ziehungsgespräch, sofern dieses stattgefunden hat, und den Jugendamtsbericht.  
 
4.3.2.4.2 
Der Schlussbericht, der in Fällen von geringer Bedeutung knapp gehalten werden kann, enthält, 
soweit möglich, Angaben zu  
a) Umständen, die für die Bewertung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit der oder des Jugendli-
chen gemäß § 3 des JGG oder bei Heranwachsenden für die Anwendung von Jugendstrafrecht 
nach § 105 Absatz 1 und § 109 Absatz 2 JGG von Bedeutung sind, 
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b) den Folgen und Auswirkungen des Ermittlungsverfahrens auf die Jugendliche oder den Jugend-
lichen und ihr oder sein soziales Umfeld, insbesondere auch zu Folgen nachteiliger Art, wie etwa 
den Verlust eines Ausbildungsplatzes, 
 
c) der Reaktion der oder des Jugendlichen auf die Einleitung des Ermittlungsverfahrens, insbeson-
dere zu Anhaltspunkten, aus denen auf eine Unrechtseinsicht und Übernahme von Verantwortung 
geschlossen werden kann, wie etwa eine Entschuldigung gegenüber dem Opfer oder die freiwillige 
Zahlung von Schadensersatz oder Schmerzensgeld, 
 
d) der Reaktion der Erziehungsberechtigten oder gesetzlichen Vertreterinnen oder Vertreter auf die 
Einleitung eines Ermittlungsverfahrens und die von ihnen gegebenenfalls bereits ergriffenen erzie-
herischen Maßnahmen und 
 
e) erledigten oder noch andauernden anderweitigen erzieherischen Maßnahmen aus Anlass der 
Straftat. 
 
Weiter verhält er sich dazu, ob der oder die Jugendliche  
a) zur Durchführung eines Täter-Opfer-Ausgleichs bereit ist und 
 
b) mit seinen oder ihren Erziehungsberechtigten oder gesetzlichen Vertretern oder Vertreterinnen  
aa) auf die Rückgabe von Tatwerkzeugen oder sonstigen Gegenständen, die durch eine rechts-
widrige Tat oder für sie erlangt worden sind, verzichtet und  
 
bb) die Einwilligung in die Löschung unrechtmäßig erworbener oder hergestellter Ton- und Bildauf-
zeichnungen oder elektronischer Datenverarbeitungsprogramme erklärt hat. 
 
4.3.2.5 
Verfahren bei Anhaltspunkten für ein Absehen von der Verfolgung nach  
§ 45 Absatz 1 JGG 
 
Erscheint der Polizei eine Diversion ohne Durchführung einer erzieherischen Maßnahme möglich, 
ist die oder der Jugendliche lediglich verantwortlich zu vernehmen und im Regelfall von weiteren 
Ermittlungen im sozialen Umfeld des oder der Jugendlichen abzusehen. Die weitergehenden Er-
mittlungsvorgaben im Fall eines Anspruchs des Verletzten auf effektive Strafverfolgung nach Num-
mer 2.8.2 bleiben unberührt. Die Erziehungsberechtigten oder gesetzlichen Vertreterinnen und 
Vertreter sind nach den allgemeinen Regeln auf die Möglichkeit ihrer Anwesenheit bei der Verneh-
mung hinzuweisen und auf Verlangen hinzuzuziehen. Ist kein Erziehungsberechtigter oder keine 
gesetzliche Vertreterin oder kein gesetzlicher Vertreter anwesend, weil ihnen die Anwesenheit ver-
sagt wird oder weil binnen angemessener Frist niemand erreicht werden konnte, ist einer anderen 
für den Schutz der Interessen des oder der Jugendlichen geeigneten volljährigen Person die An-
wesenheit zu gestatten, soweit dies dem Wohl des oder der Jugendlichen dient und das Verfahren 
nicht beeinträchtigt. 
 
4.3.2.6 
Verfahren bei Anhaltspunkten für ein Absehen von der Verfolgung nach § 45 Absatz 2  
JGG ohne weitere Maßnahmen 
 
4.3.2.6.1 
Allgemeines 
 
Erscheint der Polizei eine Diversion nach Durchführung einer erzieherischen Maßnahme möglich, 
sind die Ermittlungen auch auf das soziale Umfeld auszudehnen. Sind nach Einschätzung der Poli-
zei genügende erzieherische Maßnahmen eingeleitet beziehungsweise durchgeführt, schließt sie 
Ermittlungen ab und leitet der Staatsanwaltschaft die Akten und der Jugendgerichtshilfe die unter 
Nummer 4.3.2.4.1 Satz 3 genannten Unterlagen zu. 
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4.3.2.6.2 
Normverdeutlichendes Erziehungsgespräch 
 
Ist die oder der Jugendliche in der verantwortlichen Vernehmung gegenüber der Polizei geständig 
oder bestreitet er die Tat nicht ernsthaft oder substantiiert, kann die Polizei im umgehend herzu-
stellenden Einvernehmen mit der Staatsanwaltschaft ein erzieherisches Gespräch führen, das der 
Normverdeutlichung dient und bei der oder dem Jugendlichen die erzieherische Wirkung des Er-
mittlungsverfahrens unterstützen soll. Widersprechen die oder der Jugendliche, die Erziehungsbe-
rechtigten oder gesetzliche Verteidigerinnen oder gesetzlichen Verteidiger oder Vertreterinnen o-
der Vertreter oder die Verteidigung der Durchführung eines Erziehungsgesprächs unterbleibt die-
ses. In geeigneten Fällen macht die Polizei die Jugendliche oder den Jugendlichen auch auf Hilfs-
angebote staatlicher oder sozialer Organisationen, insbesondere von Trägern der Jugendhilfe, auf-
merksam. Über das Erziehungsgespräch ist ein Bericht zu erstellen, der zur Akte zu nehmen ist. 
 
4.3.2.7 
Verfahren bei Anhaltspunkten für ein Absehen von der Verfolgung nach § 45 Absatz 2  
JGG im Fall der Anregung (weiterer) erzieherischer Maßnahmen 
 
4.3.2.7.1 
Hält die Polizei die Anregung (weiterer) erzieherischer Maßnahmen, wie etwa gemeinnützige Ar-
beit, Arbeit zur Schadenswiedergutmachung, Geldzahlungen an gemeinnützige Einrichtungen, 
Durchführung eines förmlichen Täter-Opfer-Ausgleichs oder Teilnahme am Verkehrsunterricht, vor 
einer Einstellung nach § 45 Absatz 2 JGG für erforderlich, schlägt sie diese - gegebenenfalls unter 
unmittelbarer Kontaktaufnahme - der Staatsanwaltschaft vor.  
 
4.3.2.7.2 
Hat die Staatsanwaltschaft in die angeregte Vorgehensweise eingewilligt, klärt die Polizei anschlie-
ßend mit der oder dem Jugendlichen und den Erziehungsberechtigten oder gesetzlichen Vertrete-
rinnen oder Vertretern die Bereitschaft zur Durchführung der erzieherischen Maßnahme ab. Das 
Ergebnis dieses Gesprächs hält die Polizei in einem Aktenvermerk fest. 
 
4.3.2.7.3 
Ist die oder der Jugendliche in der verantwortlichen Vernehmung geständig oder bestreitet sie oder 
er nicht ernstlich oder substantiiert den Tatvorwurf, kann die Polizei auf die Möglichkeit der Ent-
schuldigung beim Opfer oder einer sofortigen Schadenswiedergutmachung hinweisen. Dabei hat 
sie die Jugendliche oder den Jugendlichen darüber zu belehren, dass es sich allein um eine Anre-
gung und nicht um eine Anordnung handelt und die Durchführung weder die Staatsanwaltschaft 
noch das Gericht zu einem Absehen von der Verfolgung zwingt. 
 
4.3.2.7.4 
Hält die Polizei ein Verfahren für die Durchführung eines „Gelbe Karte“-Termins für geeignet, rich-
tet sie zeitnah einen entsprechenden Vorschlag an die Staatsanwaltschaft. 
 
4.3.3 
Jugendgerichtshilfe 
 
4.3.3.1 
Eigenständigkeit der Jugendgerichtshilfe 
 
Die Jugendgerichtshilfe kann in jedem Verfahrensstadium bei der Staatsanwaltschaft unter Dar-
stellung der Persönlichkeit der oder des Jugendlichen die Einstellung des Verfahrens nach Diversi-
onsgrundsätzen und, soweit aus ihrer Sicht erforderlich, erzieherische Maßnahmen anregen. 
 
4.3.3.2 
Unterrichtungsanspruch der Jugendgerichtshilfe und des Jugendamtes 
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4.3.3.2.1 
Die unter Nummer 4.3.1.5 und 4.3.3.3 ausgeführte Pflicht von Staatsanwaltschaft und Polizei zur 
Unterrichtung der Jugendgerichtshilfe stellt sicher, dass die Jugendgerichtshilfe von ihren Rechten 
umfassend Gebrauch machen und ihre besondere Fachlichkeit möglichst früh in das Verfahren 
einbringen kann. 
 
4.3.3.2.2 
Zudem unterrichtet die Polizei, solange die Vorgänge noch nicht der Staatsanwaltschaft übermittelt 
worden sind, das Jugendamt unverzüglich von der Einleitung des Ermittlungsverfahrens, wenn er-
kennbar wird, dass Leistungen der Jugendhilfe in Frage kommen. 
 
4.3.3.3 
Prüfung des Hilfebedarfs und Unterrichtungspflicht des Jugendamtes 
 
Nachdem das Jugendamt über die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens gegen eine Jugendliche 
oder einen Jugendlichen oder eine Heranwachsende oder einen Heranwachsenden unterrichtet 
worden ist, prüft es frühzeitig, ob im Sinne von § 52 Absatz 2 des Sozialgesetzbuches - Achtes 
Buch (VIII) - Kinder- und Jugendhilfe – in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. September 
2012 (BGBl. I S. 2022), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Dezember 2022 (BGBl. I 
S. 2824; 2023 I Nr. 19) geändert worden ist, im Folgenden SGB VIII, der Jugendhilfe oder anderer 
Sozialleistungsträger in Betracht kommen. Ist eine geeignete Leistung bereits eingeleitet oder ge-
währt, unterrichtet das Jugendamt die Staatsanwaltschaft, nach Anklageerhebung das Jugendge-
richt, damit geprüft werden kann, ob die Leistungen ein Absehen von der Verfolgung nach § 45 
JGG oder die Einstellung des Verfahrens nach § 47 JGG rechtfertigen. 
 
4.3.3.4 
Unterrichtungspflicht der Jugendgerichtshilfe 
 
4.3.3.4.1 
Ist die Jugendgerichtshilfe durch die Polizei über die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens unter-
richtet worden, informiert sie die Staatsanwaltschaft beziehungsweise das Gericht über ihr be-
kanntgewordene erfolgte oder eingeleitete erzieherische Maßnahmen, insbesondere über Reaktio-
nen der Erziehungsberechtigten oder gesetzlichen Vertreterinnen oder Vertreter und der Schule. 
Dabei macht sie deutlich, ob die Maßnahmen aus ihrer Sicht ein Absehen von der Verfolgung nach 
§ 45 JGG oder eine Einstellung des Verfahrens nach § 47 JGG ermöglichen (§ 52 Absatz 2 Satz 
SGB VIII). 
 
4.3.3.4.2 
Die Jugendgerichtshilfe benachrichtigt gemäß § 70 Absatz 1 Satz 2 des JGG die Staatsanwalt-
schaft, wenn ihr bekannt wird, dass gegen die Jugendliche oder den Jugendlichen noch weitere 
Ermittlungs- oder Strafverfahren anhängig sind  
 
4.3.3.4.3 
Nummer 4.3.3.4.1 und 4.3.3.4.2 sind auch anzuwenden, wenn die Staatsanwaltschaft auf einen 
Bericht nach § 38 Absatz 3 JGG gemäß § 38 Absatz 7 JGG verzichtet hat, solange der Jugendge-
richtshilfe eine abschließende Entscheidung noch nicht vorliegt. Liegt kein Verzicht vor, äußert sich 
die Jugendgerichtshilfe zudem zur Persönlichkeit, Entwicklung und den familiären, sozialen und 
wirtschaftlichen Hintergründen der oder des Jugendlichen, zu einer möglichen besonderen Schutz-
bedürftigkeit und zu weiteren Maßnahmen, die aus erzieherischen Gründen geboten erscheinen. 
 
4.3.3.5 
Begleitung des oder der Jugendlichen 
 
Wurden unter Beteiligung der Jugendgerichtshilfe, insbesondere aus Anlass eines „Gelbe-Karte“-
Termins, Initialmaßnahmen eingeleitet, soll die oder der Jugendliche vom Jugendamt beobachtet 
und betreut werden, um die Wirkung der Maßnahmen zu verstärken. Zugleich soll der oder dem 
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Jugendlichen sowie ihren oder seinen Erziehungsberechtigten oder gesetzlichen Vertreterinnen 
oder Vertretern verdeutlicht werden, dass sie oder er unter besonderer Beobachtung steht und we-
gen der Vernetzung von Staatsanwaltschaft, Polizei und Jugendhilfe mit raschen Reaktionen auf 
weiteres Fehlverhalten rechnen muss. 
 
4.3.4 
Unterrichtungspflichten der Schule 
 
4.3.4.1 
Soweit die Schule von der Staatsanwaltschaft oder der Polizei über die Einleitung eines Ermitt-
lungsverfahrens unterrichtet wurde, berichtet sie im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen der 
Staatsanwaltschaft über die von ihr getroffenen Maßnahmen, ein erzieherisches Gespräch und 
eventuelle Wiedergutmachungsleistungen der oder des Jugendlichen. Sie kann der Staatsanwalt-
schaft auch weitere erzieherische Maßnahmen vorschlagen. 
 
4.3.4.2 
Die Schule unterrichtet gemäß § 70 Absatz 1 Satz 2 JGG die Staatsanwaltschaft, wenn ihr bekannt 
wird, dass gegen die Jugendliche oder den Jugendlichen noch weitere Ermittlungs- oder Strafver-
fahren anhängig sind. 
 
5 
Inkrafttreten 
Dieser Runderlass tritt am Tag nach der Veröffentlichung in Kraft. Gleichzeitig treten die  
Diversionsrichtlinien vom 13. Juli 2004 (MBl. NRW. S. 840) außer Kraft.  
 
 
Der Gem. RdErl. tritt am Tag nach der Veröffentlichung im Ministerialblatt für das Land Nordrhein-
Westfalen in Kraft. 
 

 
 
 

Personalnachrichten 
 
 

OLG-Bezirk Düsseldorf 
 
Gerichte 
 
Ernannt: 
 
z. Justizrätin mit AZ: Justizrätin Monika Höttgen-Rüter in Duisburg, z. Justizamtsrätin: 
Justizamtfrau Astrid Ewert-Friede in Duisburg, z. Justizamtsinspektor/in mit AZ: 
Justizamtsinspektor/in Sylvia Koziorowski in Duisburg, Melanie Bernthsen in Duisburg-Hamborn, 
Dirk Dietrich u. Michaela Brodeßer in Duisburg-Ruhrort, Andrea Riemann in Mülheim an der Ruhr, 
z. Justizamtsinspektorin: Justizhauptsekretärin Sarah Bouaissa, Agnes Orzol u. Laureen Schulte 
in Düsseldorf, z. Justizhauptsekretär/in: Justizobersekretär/in Gina Marie Klein in Duisburg, Jan 
Reske in Duisburg-Ruhrort, Lisa-Marie Ordon in Wesel, z. Obergerichtsvollzieher mit AZ: 
Obergerichtsvollzieher Uwe Enge in Duisburg-Hamborn, z. Obergerichtsvollzieherin: Gerichts-
vollzieherin Raphaela Schäfer in Velbert. 
 
Versetzt: 
 
Richterin am AG Silke Besen aus Duisburg nach Düsseldorf, Richterin am AG Friederike Bettex aus 
Düsseldorf nach Duisburg. 
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Ruhestand: 
 
Richterin am AG Ursula Havertz-Derichs in Grevenbroich, Justizamtsrat Karl Opdemom in Kleve, 
Justizamtsrätin Adelheid Berndt in Mettmann, Justizamtsinspektorin Ursula Jäkel in Viersen, 
Justizamtsinspektorin Heidi Heimrath in Wuppertal, Obergerichtsvollzieherin Nikola Breuer in 
Mönchengladbach-Rheydt, Justizhauptsekretärin Ulrike Vorwerk in Düsseldorf, Justizhauptsekre-
tärin Britta Meinert in Duisburg-Hamborn. 
 
Richterinnen/Richter auf Probe 
 
Ernannt:  
 
Assessor/in Vincent Bölting, Saskia Eichler, Aron Ruß, Dr. Katrin Treppschuh. 
 
Staatsanwaltschaften 
 
Ruhestand: 
 
Oberamtsanwältin m. AZ Ute Scheffels-Zimmermann in Wuppertal, Justizamtsrat Hans-Peter Liebig 
in Krefeld. 
 
Richterinnen/Richter auf Probe 
 
Ernannt: 
 
Assessor/in Annette Hartmann und Maximilian Gregor Paul Ludwig Kappenstein. 
 
 

OLG-Bezirk Hamm 
 
Gerichte 
 
Ernannt: 
 
z. Direktor des AG - R 2 mit Amtszulage -: Direktor des Amtsgerichts - R 2 - Frank Seidel aus Werl 
in Soest; z. Direktor des AG - R 2 -: Eberhard Fisch in Marsberg; z. Richter/in am LG: Richter/in 
Lars-Alexander Biermann, Sara Herz, Vera Tilke, Svenja Uhlenbruch u. Lisa Volprecht in Bochum 
u. Kathrin Berenbrink in Paderborn; z. Justizrat: Justizamtsrat Gottfried Rohden in Bielefeld u. Gerd 
Bredeck in Recklinghausen, z. Justizamtsrätin: Justizamtfrau Linda Lüke in Lünen, z. Sozialamts-
rat: Sozialamtmann Bernd Nötzel in Detmold u. Andreas Ovel in Münster, z. Justizamtfrau: Jus-
tizoberinspektorin Carolin Diedrichs in Bochum u. Anke Leinweber in Hamm, z. Sozialamtfrau/-
amtmann: Sozialoberinspektor/in Gerd-Heinz Ridder, Claudia Schmidt u. Julia Sieverding in Müns-
ter, z. Sozialoberinspektor/in: Sozialinspektor/in Lisa-Marie Albert, Anna Franziska Epping, Julian 
Hegewaldt, Sonja Jagielski, Lea Jansen, Linda Johanna Kerkhoff u. Lisa Terschluse in Münster; z. 
Obergerichtsvollzieher/in mit Amtszulage: Obergerichtsvollzieherin Christel Schmitz in Bochum; 
z. Obergerichtsvollzieher: Gerichtsvollzieher Lee Körner in Bielefeld; z. Justizamtsinspektor/in: 
Justizhauptsekretär/in Sebastian Cierpiol u. Lisa Koch in Bochum, Melanie Vogt in Olpe (insoweit 
Korrektur der Veröffentlichung im Justizministerialblatt vom 15.10.2023); z. Justizhauptsekretär/in: Jus-
tizobersekretär/in Sarah Nikolic in Herne Wanne u. Sabrina Paul in Essen.  
 
Ruhestand: 
 
Richterin am Amtsgericht Brigitte Heinrich in Herne-Wanne, Justizamtsrat Waldemar Torschmied in 
Dortmund, Obergerichtsvollzieher Peter Walter in Essen, Justizamtsinspektorin Petra Schönberg in 
Altena. 
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Staatsanwaltschaften 
 
Ernannt: 
 
z. Staatsanwältin: Staatsanwältin (Richterin auf Probe) Helga Elisabeth Förster in Bochum u. Amira 
Jacobi in Dortmund; z. Oberamtsanwältin (A13): Amtsanwältin Mareike Engel in Bielefeld. 
 
Ruhestand: 
 
Oberstaatsanwältin Marie-Luise Eckermann-Meier in Bochum. 
 
Richterinnen/Richter auf Probe 
 
Ernannt: 
 
Assessorin Miriam Geise u. Ronja Müllerstein. 
 
Rechtsanwältinnen / Rechtsanwälte und Notarinnen / Notare 
 
Bestellt zur Anwaltsnotarin/zum Anwaltsnotar: 
 
Rechtsanwältin/Rechtsanwälte Julia Katharina Wetterkamp in Datteln, Harald Stöcker in Herne u. 
Christopher Bartel in Detmold. 
 
 

OLG-Bezirk Köln 
 
Gerichte 
 
Ernannt: 
 
z. Obergerichtsvollzieherin: Gerichtsvollzieherin Simone Tworek in Bergisch Gladbach; z. Justiz-
amtsinspektorin - A 9 m. AZ -: Justizamtsinspektorin Roswitha Voß in Bonn. 
 
Versetzt: 
 
Richter am AG Sebastian Schulze von Siegburg nach Bergisch Gladbach. 
 
Ruhestand: 
 
Richter am AG Franz Peter Frenzer in Euskirchen, Justizrätin (A 13 m. AZ) Dorothee Sturbeck, 
Justizamtsrat Michael Borning u. Sozialamtsrat Andreas Neumann in Köln, Obergerichtsvollzieher 
Günter Mikoleizig in Bonn, Justizamtsinspektorin Erika Lindlahr in Siegburg, Justizamtsinspektorin 
Edith Scheffen in Monschau. 
 
Richterinnen/Richter auf Probe 
 
Ernannt: 
 
Assessor/in Charlotte Bolder, Melissa Eigenbrodt u. Dr. Daniel Lopez Ramos. 
 
Staatsanwaltschaften 
 
Richterinnen/Richter auf Probe 
 
Ernannt: 
 
Assessor/in Laura Bömer, Raphael Weynen und Lucas Hübinger. 
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Notarinnen/Notare 

Bestellt zum Notar: 

Notarassessor Dr. Thomas Köther in Jülich. 

Finanzgerichte 

Ernannt: 

z. Vorsitzenden Richter am FG: Richter am FG Martin Swerting in Düsseldorf.

Ruhestand:  

Richter am Finanzgericht Ludger Hermes in Münster. 

LAG-Bezirk Düsseldorf 

Ernannt:  

z. Richter am ArbG: Richter Dr. Fabian Odenthal in Oberhausen.

Richterinnen/Richter auf Probe 

Ernannt: 

Assessorin Janna Liedtke. 

LAG-Bezirk Hamm 

Versetzt: 

Richter am Arbeitsgericht Dr. Sebastian Kauschke aus Iserlohn nach Minden. 

Justizvollzug 

Ernannt: 

z. Regierungsrätin (auf Probe):Geneviève Sadaka in Bielefeld-Brackwede; z. Regierungsamt-
mann: Regierungsoberinspektor Denis Berwanger in Aachen, Dennis Franke in Dortmund; z. Re-
gierungsoberinspektor/in: Regierungsinspektor/in Christiane Klein, Nina Seemann u. Oliver Wit-
schen in Rheinbach, Eleftheria Sideras in Willich II; z. Technischen Oberinspektor: Betriebsin-
spektor mit Amtszulage Peter Wasser in Geldern; z. Betriebsinspektor (A 9 m. AZ): Betriebsin-
spektor Marco Jeckstadt in Geldern, Peter Lipperts in Heinsberg; z. Justizvollzugsamtsinspek-
tor/in (A 9 m. AZ): Justizvollzugsamtsinspektor/in Michaela Lottkus, Anna Heidebrecht u. Markus 
Sendek in Geldern, Erik Greifenberg in Heinsberg, Thomas Horstjan in Münster; z. Betriebsinspek-
tor: Hauptwerkmeister Georg Geubbels in Geldern, Markus Dohmen in Heinsberg, Daniel von 
Lonski in Remscheid, Frank Fendel in Rheinbach; z. Justizvollzugsamtsinspektor/in: Justizvoll-
zugshauptsekretär/in Verena Becker, Dirk Apprecht u. Markus Büllmann in Iserlohn, Marco Singer 
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in Köln; z. Hauptwerkmeisterin: Oberwerkmeisterin Alana Pramor in Heinsberg; z. Justizvollzugs-
hauptsekretärin: Justizvollzugsobersekretärin Hanna Tarabura in Werl. 
 
Ruhestand: 
 
Pfarrer Hans-Christian Heine in Rheinbach, Betriebsinspektor mit Amtszulage Joachim Zwiener u. 
Betriebsinspektor Josef Mülder in Geldern, Betriebsinspektor Peter Undesser in Hövelhof,  
Justizvollzugsamtsinspektor Heinrich Zimmermann in Schwerte 
 
 

Fachhochschule für Rechtspflege Nordrhein-Westfalen 
 
Ernannt:  
 
z. Regierungsamtsrätin: Regierungsamtfrau Sarah Bließen; z. Justizamtsrat: Justizamtmann 
Maik Schlaak. 
 
 
 
 

Stellenausschreibungen 
 

Das Land NRW fördert die berufliche Entwicklung von Frauen. Bewerbungen von Frauen sind daher 
ausdrücklich erwünscht. In den Bereichen, in denen Frauen noch unterrepräsentiert sind, werden 
sie bei gleicher Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung nach Maßgabe des Landesgleichstel-
lungsgesetzes bevorzugt berücksichtigt, sofern nicht in der Person eines Mitbewerbers liegende 
Gründe überwiegen. Das Land NRW sieht sich der Gleichstellung von schwerbehinderten und nicht 
schwerbehinderten Beschäftigten in besonderer Weise verpflichtet und begrüßt deshalb ausdrück-
lich Bewerbungen von Menschen mit Behinderung. Bei gleicher Eignung werden Bewerbungen 
schwerbehinderter Menschen und gleichgestellter behinderter Menschen, vorbehaltlich gesetzlicher 
Regelungen, bevorzugt berücksichtigt.  
 
Die folgenden Ausschreibungen richten sich ausdrücklich an Menschen jeglicher geschlechtlichen 
Identität sowie ausdrücklich auch an Menschen mit Einwanderungsgeschichte. 
 
Sofern im Einzelnen nichts Anderes bestimmt ist,  
 
- richten sich die Ausschreibungen an Voll- und Teilzeitkräfte,  
- sind Bewerbungen innerhalb von zwei Wochen nach dieser Ausschreibung grundsätzlich auf 

dem Dienstweg einzureichen. 
 
Es wird Bewerbungen entgegengesehen um folgende Stellen: 
 
1 Richterin o. Richter am OVG (R 2) in Münster 
 
1  Vorsitzende Richterin o. Vorsitzender Richter am LG (R 2) in Bonn 
 
1  Vorsitzende Richterin o. Vorsitzender Richter am LG (R 2) in Köln 
 
1 Richterin o. Richter am AG - als d. ständ. Vertr. e. Dir. - (R 2) in Castrop-Rauxel 
 
1  Oberstaatsanwältin o. Oberstaatsanwalt (R 2) b. d. StA in Bielefeld 
 
1  Oberstaatsanwältin o. Oberstaatsanwalt (R 2) b. d. StA in Bonn 
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mehrere Staatsanwältin o. Staatsanwalt als Gruppenleiter/in (R 1 m. AZ.) b. d. StA in Köln 
  Die Ausschreibung ist auf Bewerberinnen und Bewerber aus dem Bezirk der GStA 

Köln beschränkt. Die Besetzung der Planstellen soll ausschließlich im Wege der 
Beförderung erfolgen. 

 
1  Richter/in am LG in Arnsberg 
 - nur für die planmäßige Anstellung von Richterinnen bzw. Richtern auf Probe aus 

dem Bezirk des OLG Hamm -  
 
1  Richterin oder Richter am VG in Münster 
 
1 Regierungsoberinspektorin o. Regierungsoberinspektor im Geschäftsbereich des 

LAG Düsseldorf 
 - die Besetzung der Planstelle soll ausschließlich im Wege der Beförderung einer 

Beamtin o. eines Beamten aus dem Geschäftsbereich des LAG Düsseldorf erfol-
gen -  

 
1  Sozialoberinspektorin o. Sozialoberinspektor b. d. JVA Düsseldorf 
 
1 Justizvollzugsamtsinspektorin o. Justizvollzugsamtsinspektor - Bereichsleitung der 

Mutter-Kind-Einrichtung - b. d. Justizvollzugskrankenhaus NRW 
 - die Stellenbeschreibung mit Anforderungsprofil kann b. d. Leiter des Justizvoll-

zugskrankenhauses NRW angefordert werden - 
 
1 Justizvollzugsamtsinspektorin o. Justizvollzugsamtsinspektor b. d. Justizvollzugs-

krankenhaus NRW 
 
1  Justizvollzugsamtsinspektorin o. Justizvollzugsamtsinspektor - Verfahrens- und 

Systemoperator/in im Allgemeinen Vollzugsdienst oder Werkdienst - b. d. JVA 
Düsseldorf  

 Diese Ausschreibung richtet sich im Rahmen der Personalentwicklung ausschließ-
lich an Beförderungsbewerbende. Das Stellen- und Anforderungsprofil kann bei 
der Leiterin der JVA Düsseldorf angefordert werden. 

 
1 o. mehrere Justizvollzugshauptsekretärin o. Justizvollzugshauptsekretär b. d. JVA Bielefeld-

Senne 
 
1  Justizvollzugshauptsekretärin o. Justizvollzugshauptsekretär b. d. JVA Essen 
 
1 o. mehrere Justizvollzugshauptsekretärin o. Justizvollzugshauptsekretär b. d. JVA Hövelhof 
  - Umsetzungsbewerbungen von Beamtinnen und Beamten, deren Dienstposten 

bereits nach A 8 LBesO NRW bewertet sind, werden nicht berücksichtigt - 
 
1 o. mehrere  Justizvollzugshauptsekretärin o. Justizvollzugshauptsekretär b. d. JVA Willich II 
 
1 Justizvollzugshauptsekretärin o. Justizvollzugshauptsekretär b. d. Justizvollzugs-

krankenhaus NRW 
 
1 Regierungshauptsekretärin o. Regierungshauptsekretär b. d. JVA Duisburg-Ham-

born 
 
mehrere  Justizobersekretärin o. Justizobersekretär im Geschäftsbereich der GStA Köln 
 -die Besetzung der Planstelle soll ausschließlich im Wege der Ernennung erfolgen- 
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Sachgebietsleiterin o. Sachgebietsleiter im Dezernat 1 b. d. OLG Köln  
 
Bei dem OLG Köln ist demnächst der Dienstposten d. Sachgebietsleiterin/Sachgebietsleiters im De-
zernat 1 der Verwaltungsabteilung (Angelegenheiten des richterlichen Dienstes und Fortbildungs-
angelegenheiten) zu besetzen. Die Funktion ist derzeit in Bandbreite den Besoldungsgruppen A 14 
bis A 15 (Laufbahngruppe 2.2) zugeordnet.  
Bewerben können sich alle Beamtinnen und Beamte der Laufbahngruppe 2 aus dem Geschäftsbe-
reich des Oberlandesgerichts Köln, denen ein Amt bis zur Besoldungsgruppe A 15 übertragen ist. 
 
 
Stelle in der Laufbahn des psychologischen Dienstes b. d. JVA Wuppertal-Ronsdorf 
 
Bei der Justizvollzugsanstalt Wuppertal-Ronsdorf ist zum nächstmöglichen Zeitpunkt eine unbefris-
tete Vollzeitstelle in der Laufbahn des psychologischen Dienstes zu besetzen. Die Stelle ist der Be-
soldungsgruppe A 13 LBesO A NRW bzw. der Entgeltgruppe 13 TV-L zugeordnet.  
Die Stellenbeschreibung nebst Anforderungsprofil kann bei der Leiterin der Justizvollzugsanstalt 
Wuppertal-Ronsdorf erbeten werden. 
 
 
Sachgebietsleiter/-in im Dezernat 4 b. d. OLG Düsseldorf 
 
Bei dem Oberlandesgericht Düsseldorf ist der Dienstposten der Sachgebietsleiterin/ des Sachge-
bietsleiters im Dezernat 4 A zu besetzen. Die Funktion ist in der Bandbreite den BesGr. A 12 bis A 
13 (LG 2.1) zugeordnet.  
Bewerben können sich alle Beamtinnen und Beamten, denen ein Amt bis zu der Besoldungsgruppe 
A 13 zugeordnet ist. 
 
 
Gruppenleitung des ambulanten Sozialen Dienstes b. d. LG Hagen  
 
Bei dem Landgericht Hagen ist der Dienstposten einer Gruppenleitung des ambulanten Sozialen 
Dienstes zu besetzen. Die Funktion ist derzeit den Besoldungsgruppe A 12 und A 13 zugeordnet. 
Bewerben können sich alle Beamtinnen und Beamte des Sozialdienstes der Laufbahngruppe 2, 1. 
Einstiegsamt, im Bezirk des Oberlandesgerichts Hamm, denen ein Amt bis zur Besoldungsgruppe 
A 13 LBesO A (Beförderungsamt) übertragen ist. 
 
 
Stellvertretende Geschäftsleiterin / stellvertretender Geschäftsleiter b. d. VG Köln 
 
Bei dem Verwaltungsgericht Köln ist demnächst der Dienstposten der stellvertretenden Geschäfts-
leiterin / des stellvertretenden Geschäftsleiters zu besetzen. Die Funktion ist der Besoldungsgruppe  
A 12 LBesO A NRW zugeordnet. Bewerben können sich alle Beamtinnen und Beamten der Lauf-
bahngruppe 2.1 aus dem Geschäftsbereich des Oberverwaltungsgerichts für das Land Nordrhein-
Westfalen, denen ein Amt bis zur Besoldungsgruppe A 12 der Laufbahngruppe 2.1 übertragen ist. 
Bewerbungen sind innerhalb von zwei Wochen nach dieser Ausschreibung auf dem Dienstweg an 
die Präsidentin des Oberverwaltungsgerichts für das Land Nordrhein-Westfalen zu richten.   
 
 
Fachleitung des Übergangsmanagements in der Laufbahn des Sozialdienstes b. d. JVA  
Düsseldorf 
 
Bei der Justizvollzugsanstalt Düsseldorf ist ab sofort die Funktion der Fachleitung des Übergangs-
managements in der Laufbahn des Sozialdienstes der Laufbahngruppe 2, erstes Einstiegsamt zu 
besetzen. Die Funktion ist der Besoldungsgruppe A 11 LBesO A NRW zugeordnet. Die Stellenbe-
schreibung und das Anforderungsprofil können bei der Leiterin der Justizvollzugsanstalt Düsseldorf 
angefordert werden. 
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Geschäftsleiterin/Geschäftsleiter b. d. ArbG Bielefeld  
 
Bei dem Arbeitsgericht Bielefeld ist zum 01.03.2024 der Dienstposten der Geschäftsleiterin / des 
Geschäftsleiters neu zu besetzen. Die Funktion ist derzeit der Besoldungsgruppe A 11 (Laufbahn-
gruppe 2.1) zugeordnet. Bewerben können sich alle Beamtinnen und Beamte der Laufbahngruppe 
2, denen ein Amt bis zur Besoldungsgruppe A 11 übertragen ist. Bewerbungen sind innerhalb von 
zwei Wochen auf dem Dienstweg an den Präsidenten des Landesarbeitsgerichts Hamm zu richten. 
 
 
Geschäftsleiterin/Geschäftsleiter b. d. ArbG Detmold  
 
Bei dem Arbeitsgericht Detmold ist der Dienstposten der Geschäftsleiterin / des Geschäftsleiters zu 
besetzen. Die Funktion ist derzeit der Besoldungsgruppe A 11 (Laufbahngruppe 2.1) zugeordnet. 
Bewerben können sich alle Beamtinnen und Beamte der Laufbahngruppe 2, denen ein Amt bis zur 
Besoldungsgruppe A 11 übertragen ist. Bewerbungen sind innerhalb von zwei Wochen auf dem 
Dienstweg an den Präsidenten des Landesarbeitsgerichts Hamm zu richten. 
 
 
Besetzung einer unbefristeten Teilzeitstelle im Sozialdienst b. d. JVA Essen 
 
Bei der Justizvollzugsanstalt Essen ist ab dem 01.01.2024 eine unbefristete Teilzeitstelle (Umfang 
50 %) im Sozialdienst zu besetzen. Durch die Übernahme freier Stellenanteile ist eine befristete 
Erhöhung der wöchentlichen Arbeitszeit möglich. Die Einstellung erfolgt als Tarifbeschäftigte / Tarif-
beschäftigter in der Entgeltgruppe S 15 (Anlage G zum TV-L). Das Anforderungsprofil kann bei dem 
Leiter der Justizvollzugsanstalt Essen erbeten werden. 
 
 
Bereichsleitung für den Bereich Pforte und Zugangsabteilung b. d. JVA Castrop-Rauxel 
 
Bei der JVA Castrop-Rauxel ist die Funktion der Bereichsleitung für den Bereich Pforte und Zu-
gangsabteilung zu besetzen. Die Funktion ist der Besoldungsgruppe A 9 m. Az. LBesO A NRW im 
Allgemeinen Vollzugsdienst zugeordnet. Die Stellenbeschreibung mit Anforderungsprofil kann bei 
der Leiterin der JVA Castrop-Rauxel erbeten werden. 
 
 
Stellvertretende Bereichsleiterin o. stellvertretender Bereichsleiter b. d. JVA Bielefeld-Senne 
 
Bei der Justizvollzugsanstalt Bielefeld-Senne ist die Stelle der stellvertretenden Bereichsleiterin oder 
des stellvertretenden Bereichsleiters (A 8 / A 9) der Außenstelle Nordhagen zu besetzen. Die Stel-
lenbeschreibung mit Anforderungsprofil kann b. d. Leiterin der Justizvollzugsanstalt Bielefeld-Senne 
angefordert werden. 
 
 
Stellvertretende Leitung des Krankenpflegedienstes b. d. JVA Münster 
 
Bei der Justizvollzugsanstalt Münster ist die Funktion der stellvertretenden Leiterin oder des Leiters 
des Krankenpflegedienstes zu besetzen. Die Funktion ist in Bandbreite den Besoldungsgruppen A 7 
bis A 9 LBesO A NRW zugeordnet. Eine Bewerbung von tariflich Beschäftigten ist nicht ausgeschlos-
sen. Die Stellenbeschreibung mit Anforderungsprofil kann bei dem Leiter der JVA Münster angefor-
dert werden. 
 
  



Justizministerialblatt NRW 2023 Nr. 22 
 

 

993 
 

Leiterin / Leiter der Wachtmeisterei b. d. OVG NRW 
 
Bei dem Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen ist demnächst der Dienstposten 
der Leiterin / des Leiters der Wachtmeisterei zu besetzen. Die Funktion ist der Besoldungsgruppe  
A 6 LBesO A NRW zugeordnet. Bewerben können sich alle Beamtinnen und Beamten der Lauf-
bahngruppe 1.1 aus dem Geschäftsbereich des Oberverwaltungsgerichts für das Land Nordrhein-
Westfalen, denen ein Amt bis zur Besoldungsgruppe A 6 der Laufbahngruppe 1.1 übertragen ist. 
Bewerbungen sind innerhalb von zwei Wochen nach dieser Ausschreibung auf dem Dienstweg an 
die Präsidentin des Oberverwaltungsgerichts für das Land Nordrhein-Westfalen zu richten.  
 
 
Stelle in der Verwaltungssachbearbeitung - Fortbildung - bei der JAK NRW in Recklinghausen  
 
Aus Anlass der Elternzeit der Stelleninhaberin ist voraussichtlich ab dem 01.03.2024 für die Dauer 
von eineinhalb Jahren eine befristete Vollzeitstelle im Tarifbereich als Justizbeschäftigte/r der Lauf-
bahngruppe 1, 2. Einstiegsamt in der Fortbildungsverwaltung der Justizakademie des Landes Nord-
rhein-Westfalen in Recklinghausen zu besetzen.  
Die Besetzung soll im Wege der Abordnung erfolgen.  
 

Die Stellenbeschreibung und das Anforderungsprofil können bei der stellvertretenden Leiterin der 
Justizakademie NRW angefordert werden oder unter 
https://lv.justiz.nrw.de/Justiz_NRW/ausschreibungen/interne_ausschreibungen/index.php 
eingesehen werden.  
 

Bewerbungen sind bis zum 20. Dezember 2023 auf dem Dienstweg die Justizakademie des Landes 
Nordrhein-Westfalen zu richten.  
 
 
Aufbaustudiengang Verwaltungsbetriebswirtschaftslehre an der FHR NRW - Modulstudien-
gang 2024 
 
Beamtinnen und Beamte der Laufbahngruppe 2, erstes Einstiegsamt oder vergleichbare Beschäf-
tigte des Ministeriums der Justiz, aller Gerichtsbarkeiten und der Staatsanwaltschaften können sich 
ab sofort um die Teilnahme am Modulstudiengang Verwaltungsbetriebswirtschaftslehre bewerben.  
 

Die jeweiligen Veranstaltungen, die unabhängig voneinander besucht werden können, werden durch 
die Fachhochschule für Rechtspflege Nordrhein-Westfalen in Bad Münstereifel durchgeführt. Auf-
grund der außerordentlich hohen Studierendenzahl und den damit verbundenen Unterbringungs-
problemen werden die Veranstaltungen als Online-Formate angeboten.  
 

Für das Jahr 2024 sind folgende Modullehrgänge geplant: 
 
Modul EPOS.NRW I  
Thema:  Haushalt/Kameralistik 
1. Termin 
Zeitraum:  13. Mai 2024 bis 16. Mai 2024 
2. Termin 
Zeitraum:  26. August 2024 bis 29. August 2024 
 
Modul EPOS.NRW II  
Thema:  Controlling/KLR 
Zeitraum:  9. September 2024 bis 27. September 2024 
 
Modul EPOS.NRW III  
Thema:  Buchführung und Bilanzen 
Zeitraum:  4. November 2024 bis 6. November 2024 (Teil I) 
 und 
 27. November 2024 bis 29. November 2024 (Teil II) 
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Modul Organisation  
Zeitraum:  10. Juni 2024 bis 21. Juni 2024 
 
Modul Personalmanagement 
Zeitraum:  8. April 2024 bis 2. Mai 2024. 
 
Die Curricula für die Module sind im Internetauftritt der Fachhochschule für Rechtspflege NRW unter 
dem Link http://www.fhr.nrw.de/aufgaben/fortbildung/modullehrgaenge/index.php einsehbar.  
 
Interessierte Beamtinnen und Beamte bei den ordentlichen Gerichten und den Staatsanwaltschaften 
bewerben sich auf dem Dienstweg bei der für ihren Dienstort zuständigen Präsidentin oder dem für 
ihren Dienstort zuständigen Präsidenten des Oberlandesgerichts bzw. dem Generalstaatsanwalt. 
 
Interessierte Beamtinnen und Beamte bei den Fachgerichtsbarkeiten des Landes bewerben sich auf 
dem Dienstweg bei der jeweils zuständigen Präsidentin bzw. dem jeweils zuständigen Präsidenten 
des betreffenden Obergerichts oder des jeweiligen Finanzgerichts. Dort werden auch weitere Aus-
künfte zum Modulstudiengang erteilt. 
 
 
Einführungszeit für die Rechtspflegerlaufbahn 
 
Regelmäßig können Beamtinnen und Beamte der Laufbahngruppe 1.2, die sich in dieser Laufbahn 
mindestens drei Jahre bewährt haben, zur Einführungszeit für das erste Einstiegsamt der Laufbahn-
gruppe 2 (Rechtspflegerlaufbahn) zugelassen werden. Die Dienstzeit rechnet von dem Zeitpunkt der 
Beendigung der Probezeit in der Laufbahngruppe oder bei erfolgtem Aufstieg ab der Verleihung des 
ersten Amtes in der neuen Laufbahngruppe an (§ 10 Abs. 2 LVO); sie kann nach Maßgabe des § 
20 Abs. 1 LVO gekürzt werden. Beamtinnen und Beamte der Laufbahngruppe 1.2, die hiernach ihre 
Zulassung zur Einführungszeit für das erste Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2 (Rechtspflegerlauf-
bahn) anstreben, werden gebeten, sich auf dem Dienstweg bei der für sie zuständigen Präsidentin 
oder dem für sie zuständigen Präsidenten des Oberlandesgerichts um Zulassung zu bewerben (§ 
37 der Rechtspflegerausbildungsordnung). Ob und wenn ja in welchem Umfang ein Aufstieg im lau-
fenden Jahr möglich ist, erfahren Sie bei den zuständigen Personalabteilungen des jeweils für Sie 
zuständigen Oberlandesgerichts. 
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